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1 Einleitung 

1.1 Ausgangsproblematik 

Bereits die 1980er-Jahre wurden durch die Begriffe „Wohlstandmüll“ und „Müllnot-

stand“ geprägt. Es wurden zahlreiche Versuche seitens der Politik unternommen, um 

das Problem in den Griff zu bekommen. Neben dem Abfallgesetz von 1986, der Verpa-

ckungsverordnung von 1991 und dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz von 1996 

wurden zahlreiche Gesetzesänderungen vorgenommen, um die Hersteller und Vertrei-

ber von Verpackungen an der Finanzierung zu beteiligen. An der Situation hat sich 

nichts geändert. Es wird weiterhin zu viel Verpackungsmüll produziert und zu wenig 

recycelt1.  

Seit 2009 ist das Plastikproblem wieder medienpräsent. Damals fand man den ersten 

großen Teppich aus Plastikmüll, der – noch immer - im Meer schwimmt. Doch bereits 

1988 war abzusehen, dass sich zukünftig große Müllstrudel entwickeln werden, sollte 

weiterhin Plastikmüll ins Meer gelangen.2  

Inzwischen weiß man, dass es mindestens vier weitere solcher Ansammlungen von 

Plastik gibt. Neben dem größten und bekanntesten Müllteppich, dem Nordpazifischen 

Müllstrudel, gibt es außerdem noch den Indischen, den Südpazifischen, den Nordatlan-

tischen und den Südatlantischen Müllstrudel. Ein Grund, weshalb das Plastik sich ver-

mehrt an bestimmten Stellen im Meer ansammelt, sind die Meeresströmungen, welche 

das Plastik bündeln.3 Vor allem zehn große Flüsse in Asien und Afrika sollen den 

Großteil des Plastiks ins offene Meer tragen. Nach Schätzungen entstammen 90 % 

des Plastiks diesen zehn Flüssen. Von diesen zehn liegen allein acht in Asien.4 

Weltweit sollen in den letzten Jahrzehnten 6,3 Mrd. Tonnen Plastik produziert worden 

sein, nur ein Bruchteil, nämlich 1,3 Mrd. Tonnen wurden anschließend recycelt oder 

verbrannt.5 Diese Zahlen machen bewusst, dass man bereits verwendetes Plastik nicht 

wiederverwenden will oder kann. Stattdessen wird weiterhin neues produziert. 

Auch Deutschland ist nicht ganz unschuldig. Das Umweltbundesamt gab am 

25.07.2018 bekannt, dass im Jahr 2016 rund 220,5 Kilogramm pro Person Plastikmüll 

konsumiert wurden. Der EU-weite Durchschnitt liegt bei 167,3 Kilogramm pro Person. 

Damit ist Deutschland Europameister im Konsumieren von Plastik. Die derzeitige Re-

                                                
1
 Vgl. Webersinn, Das Verpackungsgesetz. 

2
 Bspw. scinexx, Weltweite Müllstrudel. 

3
 Vgl. Schulz, Die 5 großen Müllstrudel im Meer. 

4
 Vgl. Mayer-Kuckuk, Chemieriesen nehmen Kampf gegen Plastikmüll auf. 

5
 Vgl. ebd. 
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cyclingquote in Deutschland liegt für Kunststoffe bei um die 50 %. Bis 2022 hat sich 

Deutschland als Ziel eine Steigerung der Quote auf 63 % gesteckt.6 

Schätzungsweise gelangen aus der EU 150.000 – 500.000 Tonnen Plastik ins Meer.7 

Um die Hintergründe des Problems zu ermitteln, möchte ich die zentrale Fragestellung 

- Handelt es sich bei den Plastikansammlungen im Meer um einen Fall von Marktver-

sagen? - prüfen. 

1.2 Einordnung des Themas 

Aus aktuellem Anlass befasse ich mich mit dem Thema des gedankenlosen Plastik-

konsums, der weltweit ein Problem darstellt und inzwischen solche Ausmaße ange-

nommen hat, dass ein Umdenken stattfinden muss. Mit meiner Arbeit möchte ich auf-

decken, warum Plastik inzwischen in allen Lebensbereichen Einzug gehalten hat, wa-

rum Recycling so unattraktiv ist und wie es zu den riesigen Plastikansammlungen im 

Meer kommen konnte. Im Rahmen der Sozialwissenschaften genauer gesagt der Wirt-

schaftswissenschaften werde ich anhand ökonomischer Modelle versuchen, das Prob-

lem zu erklären und mögliche Handlungsansätze genauer betrachten, die zu einer Lö-

sung des Problems führen könnten. Auf psychologische, politische sowie soziologische 

Aspekte wird dabei nicht genauer eingegangen. Bei der weiteren Betrachtung der Ver-

schmutzung der Weltmeere werde ich mich auf die Kunststoffverpackungen beschrän-

ken, die zum Schutz der Produkte und beim Transport dieser verwendet werden. Eine 

weitere Eingrenzung der Thematik wird dabei nicht vorgenommen, da es sich hierbei 

um ein internationales Problem handelt, welches vielfältig angegangen werden muss, 

um nachhaltige Lösungen zu finden. 

                                                
6
 Vgl. Umweltbundesamt, Pressemitteilung 20/2018. 

7
 Vgl. Friebe, So gefährlich ist Plastikmüll. 
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2 Plastikkonsum.  

2.1 Begriffsbestimmung 

Zunächst einmal sollte geklärt werden, was mit den häufig verwendeten Begriffen wie 

„Plastikmüll“ bzw. „-abfall“ gemeint ist. 

Nach Art. 1 Abs. 1 Ziffer a) der Richtlinie 2006/12/EG sind Abfälle „alle Stoffe oder Ge-

genstände, die unter die in Anhang I aufgeführten Gruppen fallen und deren sich ihr 

Besitzer entledigt, entledigen will oder entledigen muss“. 

Das KrWG, welches die europarechtlichen Vorgaben der Richtlinie 75/442/EWG um-

setzt, definiert den Begriff „Abfall“ ähnlich. Bei Abfall handelt es sich gemäß § 3 Abs. 1 

KrWG um „alle Stoffe oder Gegenstände, derer sich ihr Besitzer entledigt, entledigen 

will oder entledigen muss.“ Die Richtlinie 75/442/EG wurde durch die o.g. Richtlinie 

2006/12/EG aufgehoben und ersetzt. 

Allerdings ist vielen anscheinend nicht klar, dass Plastikmüll kein Abfall darstellt, der 

nach der Verwendung vernichtet werden muss. Stattdessen ist nach § 6 KrWG eine 

Abfallhierarchie einzuhalten, die fordert, dass vor der Beseitigung vier weitere Maß-

nahmen der Abfallvermeidung und -bewirtschaftung durch zuführen sind. Eine Beseiti-

gung der Abfälle sollte demnach die letztmögliche Alternative darstellen. 

Wenn man umgangssprachlich von „Plastik“ spricht, meint man „Kunststoff“.8 Denn bei 

Kunststoffen handelt es sich gemäß Art. 1, 1. Änderung Nr. 1a der Richtlinie 

2015/720/EU um „Polymer[e] im Sinne von Art. 3 Abs. 5 der Verordnung 

1907/2006/EG“. 

Dort steht geschrieben, dass es sich bei Polymeren um einen „Stoff, der aus Molekülen 

besteht, die durch eine Kette einer oder mehrerer Arten von Monomereinheiten ge-

kennzeichnet sind“ handelt. 

Beispiele für Kunststoffe sind u.a. Polypropylen, Polyethylen, Polyvinylchlorid, Polysty-

rol, Polyurethan und Polyethylenterephtalat. Aus zuletzt Genanntem bestehen Geträn-

keflaschen, bekannt als PET-Flaschen.9 

Rund 67 % der verarbeiteten Kunststoffe werden in Deutschland zur Herstellung von 

Verpackungen verwendet.10 Diese machen in Deutschland rund 2 % des Warenwertes 

aus.11 Dabei handelt es sich gemäß Art. 3 Nr. 1 der Richtlinie 94/62/EG um „aus belie-

bigen Stoffen hergestellte Produkte zur Aufnahme zum Schutz, zur Handhabung, zur 

Lieferung und zur Darbietung von Waren, die vom Rohstoff bis zum Verarbeitungser-

                                                
8
 Vgl. Lumitos, Kunststoff. 

9
 Vgl. ebd. 

10
 Vgl. Dapp, Wie man Plastikmüll vermeiden könnte. 

11
 Vgl. Mughal, Eine Sache des Kompromisses. 
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zeugnis reichen können und vom Hersteller an den Benutzer oder Verbraucher weiter-

gegeben werden. Auch alle zum selben Zweck verwendeten „Einwegartikel" sind als 

Verpackungen zu betrachten.“ Eine Aufschlüsselung nach verschiedenen Verpa-

ckungsarten nimmt das Verpackungsgesetz in § 3 Abs. 2 bis 6 vor. 

Zersetzt sich Plastik, wird es zu Mikroplastik. Als Mikroplastik werden Teilchen mit ei-

nem Umfang kleiner 5 Millimeter bezeichnet.12 

2.2 Attraktives Plastik und deren Erzeuger 

Kunststoffe kommen in allen Lebensbereichen zum Einsatz. Sie werden nicht nur zu 

Herstellung von Spielzeug verwendet sondern auch für Haushaltsgeräte, Geschirr, 

Spielzeug, Kleidung, Möbel u.v.a.m. Grund dafür ist ihr geringes Gewicht im Gegen-

satz zu Metallen oder anderen Werkstoffen. Sie weisen eine hohe chemische Bestän-

digkeit auf. Beispielsweise sind sie unempfindlich gegen Mineralsäuren und Salzlösun-

gen. Zudem sind Produkte aus Kunststoffe kaum wärme- oder elektrisch leitfähig. 

Durch ihre Zähigkeit sind sie robust und sie brechen nicht so schnell, wie beispielswei-

se Glas. Außerdem kann Kunststoff bereits bei Temperaturen zwischen 250°C – 300°C 

mit geringem Aufwand auch zu komplizierteren Formen verarbeitet werden.13 

Nun ist zu klären, wer die Mengen an Plastikmüll verursacht und damit eine 

(Teil-)Schuld an den Plastikansammlungen im Meer hat. Einen Hinweis darauf, wer als 

Verursacher des Problems gilt, liefert § 3 Abs. 8 KrWG. Denn als Erzeuger von Abfäl-

len gelten alle „natürlichen oder juristischen, durch deren Tätigkeit Abfälle anfallen 

(Ersterzeuger) oder [...], die eine Veränderung der Beschaffenheit oder der Zusam-

mensetzung der Abfälle bewirken (Zweiterzeuger)“. 

Aber gemäß § 23 KrWG liegt die Produktverantwortung bei den Herstellern und Händ-

lern. Ihre Aufgabe besteht in der Gestaltung der Produkte, sodass die Entstehung von 

Abfällen vermindert werden soll und entstandene Abfälle umweltverträglich verwertet 

oder beseitigt werden können. 

Demnach werden Privatpersonen als Abfallerzeuger gesehen. Doch da die Hersteller 

und Händler von Produkten, diese vermehrt aus Plastik herstellen bzw. verpacken, 

stehen den Endverbraucher nur wenige, plastikfreie Alternativen zur Verfügung. 

Aus diesem Grund werde ich mich vor allem mit den Möglichkeiten auseinander set-

zen, die eine Begrenzung der Plastikmengen bei der Produktion und dem Versand von 

Produkten zur Folge haben.   

                                                
12

 Vgl. Mikroplastik in fast allen Meeressäugern. 
13

 Vgl. Lumitos, Kunststoff. 
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2.3 Unattraktives Recycling 

Entsprechend der Abfallhierarchie des § 6 KrWG sollen vorrangig Kunststoffabfälle 

vermeiden werden. Erste Ideen zur Verminderung von Produktverpackungen gibt es 

bereits. 

In Deutschland werden erste Ansätze zur Reduzierung neuen Plastikmülls verfolgt. 

Neben den offensichtlichen Mengen an Plastikverpackungen, gibt es auch Produkte, 

die Plastik enthalten. Auch Kleidung besteht zum Teil aus Synthetikfasern, die durch 

das Waschen in das Wasser gelangen können. Auch diese winzigen Mengen haben 

Auswirkungen auf die Umwelt. 

In Berlin wurde durch das Start-Up Projekt „Guppy Friend“ ein Wäschesack entwickelt, 

der die synthetischen Fasern, welche sich beim Waschen der Kleidung in der Wasch-

maschine lösen, auffängt. Denn bisher gibt es keine Filter, die diese Fasern schon in 

der Waschmaschine sammeln.14 Stattdessen gelangen sie in die Abwasserkanalisati-

on. Auch Kläranlagen filtern diesen winzigen Fasermüll nicht aus dem Wasser, sodass 

sie mit dem geklärten Wasser in Gewässer eingeleitet werden.15 

Der Zweite Schritt der Abfallhierarchie ist die Vorbereitung zur Wiederverwendung. Aus 

diesem Grund sind nach § 14 Abs. 1 KrWG seit dem 01.01.2015 Papier-, Metall-, 

Kunststoff- und Glasabfälle zu sammeln. Je besser eine Sorten-Reinheit gesichert 

werden kann, desto einfacher und besser kann anschließend das Material recycelt 

werden. Da dennoch Fehlwürfe durch Verbraucher passieren können, werden die Ab-

fälle noch einmal sortiert, um alle fälschlicherweise enthaltenen Bestandteile auszusor-

tieren. Anschließend werden die Materialien gereinigt.16 

Mit den gereinigten Materialien können neue Produkte unter hohem Energieaufwand 

hergestellt werden. Sollte sich die Qualität trotz Aufbereitung der Abfälle verschlech-

tern, dann spricht man von „Downcycling“. Bei Plastik ist das dann der Fall, wenn trotz 

Aufbereitung „ein hoher Anteil an Primärrohstoffen hinzugegeben werden [muss], damit 

das Material wiederverwendet werden kann.“17 

Der dritte Schritt der Abfallhierarchie ist das Recycling des Abfalls. Das Augenmerk bei 

der Entwicklung von neuen Verpackungen liegt oftmals auf der Kompostierbarkeit von 

Verpackungen. Die Idee dahinter besteht darin, dass Verbraucher die Verpackung 

nach Verwendung auf dem eigenen Komposthaufen oder in die Biotonne entsorgen 

                                                
14

 Vgl. Guppyfriend, Guppyfriend Waschbeutel. 
15

 Vgl. Guppyfriend, SO GEHT’S. 
16

 Vgl. Webersinn, Das Verpackungsgesetz. 
17

 IHK Nürnberg, Downcycling. 



 9 

können. Dabei werden Lebensmittelreste nicht kompostiert, sondern in Biogasanlagen 

verwertet. Einige Sorten von Biokunststoff müssten außerdem für den biologischen 

Abbauprozess einen industriellen Rotteprozess durchlaufen. 

Stattdessen sollte das Augenmerk auf den Einsatz von nachwachsenden Rohstoffen 

liegen. Denn diese weißen im Gegensatz zu fossilen Rohstoffen ein geringeres Schad-

stoffpotenzial auf und dienen gegebenenfalls der Lebensmittelsicherheit, indem sie 

keine Partikel an die Lebensmittel abgeben. Argumente für den Einsatz von fossilen 

Rohstoffen sind u.a. der bessere Produktschutz und die geringeren Preise. Allerdings 

gibt es inzwischen technologisch ausgereifte Verpackungslösungen aus nachwach-

senden Rohstoffen.18 Zudem waren bei einer Online-Verbraucherstudie von 1.000 Per-

sonen zwischen 16-70 Jahre im Jahre 2015 die Befragten bereit, bis zu 12 % mehr für 

ein Produkt zu zahlen, wenn dieses nachhaltige verpackt ist.19 

Unter dem vierten Schritt der Abfallhierarchie „sonstige Verwertung“ versteht man u.a. 

die thermische Verwertung.20 Durch das Verbrennen der Abfälle kann Energie gewon-

nen werden, allerdings umfasst die gewonnene Energie nur einen Teil der vorher ein-

gesetzten Energie.21 Außerdem werden Emissionen freigesetzt, die auch der Umwelt 

schaden. 

Sollte der Abfall nicht mehr für die vorangegangenen Maßnahmen der Vermeidung 

oder der Abfallbewirtschaftung geeignet sein, dann besteht als letzte Möglichkeit, die 

Beseitigung der Abfälle. Unter Beseitigung versteht man gemäß § 3 Abs. 26 KrWG vor 

allem die Beseitigungsverfahren nach Anlage 1 des KrWG. 

2.4 Folgen für Mensch und Tier 

Aufgrund der o.g. Eigenschaften von Kunststoff verrotten diese nur sehr langsam. 

Im Meer wird das Plastik durch Sonnenlicht und Salzwasser in Mikroplastik zersetzt, 

was eine Gefahr für Mensch, Tier und Ökosystem darstellt. Plastik gelangt als Mikro-

plastik in die Nahrungskette. Frisst ein Tier das Mikroplastik, dann verstopft es die Mä-

gen der Tiere, die daraufhin verhungern oder verdursten. Außerdem können Tiere an 

Plastik ersticken. Selbst wenn das Plastik nicht direkt zum Tod führt, hat es Auswirkun-

gen auf den Körper. Das Plastik wandert nach der Aufnahme durch den Körper, es 

                                                
18

 Würz, Attraktive Option für die Zukunft. 
19

 Wenzel, Shopper-Wünschen auf der Spur. 
20

 Schink, Kommentar zum Kreislaufwirtschaftsgesetz, S. 196. 
21

 Webersinn, Das Verpackungsgesetz. 
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schwimmt im Blut, schädigt Gewebe und schwitzt Gifte aus, die den Körper schädi-

gen.22 

Anfang 2019 wurden 50 tote Delfine, Robben und Wale, die tot an Land gespült wur-

den, untersucht. Dabei fand man weniger Plastikteilchen in den Körpern der Tiere, als 

man vermutete. Im Schnitt waren es fünfeinhalb Teilchen pro Tier. Ein Grund dafür 

könnte sein, dass die Tiere die Teilchen entweder ausgeschieden, hochgewürgt oder 

gar nicht erst zu sich genommen haben. Bei den Teilchen handelte es sich zu 84 % um 

synthetische Fasern von Kleidung oder Fischereinetzen. Die restlichen 16 % stammen 

vermutlich von Lebensmittelverpackungen sowie Plastikflaschen, die sich zersetzt hat-

ten. Man vermutet aufgrund der geringen Menge an Plastik im Körper der Tiere, dass 

die Tiere nicht erstickt oder verhungern sind. Stattdessen könnten die Plastikteilchen 

im Verdauungstrakt der Tiere Infektionen ausgelöst haben, die zum Tod führten. Der 

Zusammenhang zwischen Plastik und Todesursache wird vor allem dadurch gestützt, 

dass alle Tiere, die an Infektionen gestorben sind, Plastikpartikel im Verdauungstrakt 

aufwiesen.23 

Besonders gefährlich sind neben den Plastikteilchen Weichmacher, Farbstoffe und 

Flammschutzmittel, mit denen Kunststoffe zum Teil bearbeitet werden.24 

Nicht nur in den Körpern von Tieren sondern auch in denen von Menschen wurde be-

reits Mikroplastik entdeckt. Man fand 2018 erstmals Mikroplastik im menschlichen 

Stuhl. In Österreich wird untersucht, welche Auswirkungen das Plastik auf den 

menschlichen Körper hat.  Die Probanden führten eine Woche lang Ernährungstage-

buch. Alle aßen und tranken in Plastik verpackte Lebensmittel. Die Mehrheit nahm 

Fisch zu sich. Zusammenhänge zwischen Ernährung und dem Mikroplastik im Körper 

wird vermutet. Ein Beweis liegt noch nicht vor. Neben Lebensmittel kann der Körper 

auch durch die Luft Plastikteilchen aufgenommen haben. Unter anderem geben Klei-

dung, Möbel und der Abrieb von Autoreifen Teilchen an die Umgebungsluft ab.25 

Erst wenn jedem bewusst wird, wie gefährlich die Aufnahme von Plastik ist und welche 

Mengen man ganz unbeabsichtigt zu sich nimmt, indem verpackte Lebensmittel ver-

zehrt oder Kleidungsstücke und Möbel mit Plastikanteil gekauft werden, kann ein Um-

denken stattfinden. Wer sich von den Folgen des Plastikkonsums bisher als nicht be-

troffen angesehen hat, wird feststellen müssen, dass es sich um ein globales Thema 

handelt, was inzwischen jeden betrifft und sich über alle Lebensbereiche erstreckt.  

                                                
22

 Vgl. Mayer-Kuckuk, Chemieriesen nehmen Kampf gegen Plastikmüll auf. 
23

 Vgl. Deutsche Presse Agentur, Mikroplastik in fast allen Meeressäugern. 
24

 Vgl. Lumitos, Kunststoff. 
25

 Vgl. Deutsche Presse Agentur, Mikroplastik im Menschen entdeckt. 
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3 Marktversagen  

3.1 Begriffsbestimmung 

Ein Markt ist ein Ort, an dem sich Anbieter und Nachfrager treffen, um Güter auszutau-

schen. Bei diesen beiden Akteuren kann es sich sowohl um Einzelpersonen als auch 

um Organisationen handeln. Oftmals handeln die Akteure rational und eigennützig, 

sodass sie Tauschbeziehungen nutzen, um ihre Ziele zu erreichen. In der Regel wird 

der Tausch mittels Vertrag im Vorfeld konkret beschrieben, wobei grundsätzlich Geld 

als Gegenleistung zum Gut verlangt wird.26 

Im Zeitalter der Digitalisierung ist es nicht mehr erforderlich, dass sich Anbieter und 

Nachfrager zeitgleich an einem Ort von Angesicht zu Angesicht gegenüber stehen. 

Stattdessen können beide Vertragspartner weit voneinander entfernt und zeitversetzt, 

den Vertrag abschließen. 

Wollen mehrere Nachfrager eine begrenzte Ressource, dann kommt es zu Konkur-

renzdenken zwischen den Nachfragern. Dieses Wissen nutzen die Anbieter aus, um 

die Preise ihrer Güter entsprechend anzupassen. Hohe Preise deuten auf eine Knapp-

heit des Gutes hin. Neben dem Konkurrenzdenken der Nachfrager besteht ein Wett-

bewerb zwischen Anbietern um Nachfrager. 

Zu erwähnen ist außerdem, dass der Markt dynamisch ist. Angebot und Nachfrage 

verändern sich. Neue Anbieter treten in den Markt ein oder werden von diesem ver-

drängt. Ein funktionierender Markt koordiniert die individuellen Handlungen und Ent-

scheidungen, wobei eine Vielzahl von individuellen Anpassungsprozessen ablaufen. 

Eine Lenkung durch eine zentrale Instanz oder eine kollektive Steuerung erfolgen 

nicht. Idealerweise wird dabei ein Zustand erreicht, der das Gemeinwohl zur Folge hat. 

Des Weiteren werden technisch-organisatorische Möglichkeiten gefunden, um diesen 

Zustand weiter zu verbessern.27  

Solange alle Anbieter gewinnmaximierend handeln, ergibt sich ein Zusammenhang aus 

Gesamtangebot und Preis. Durch innovative Technologien können die Produktionskos-

ten gesenkt werden, was wiederum die Gewinnspanne des Anbieters erhöht. Der An-

bieter hat damit die Möglichkeit mehr Güter zu produzieren oder aber seine Güter zu 

einem niedrigeren Preis anzubieten. Da eine Kaufentscheidung des Konsumenten un-

ter anderem auch vom Preis beeinflusst wird, wird die Konkurrenz versuchen nachzu-

                                                
26

 Vgl. Fritsch, Marktversagen, S. 6 f. 
27

 Vgl. ebd.  
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ziehen, um ebenfalls, kostengünstiger zu produzieren, indem sie innovative Technolo-

gien einsetzen.28 

Im Gegensatz dazu versucht auch der Konsument seinen Nutzen zu maximieren. Der 

Konsument hat für jedes Gut seine Präferenzen, anhand derer er ein Gut nachfragt. Je 

größer die Präferenz, desto eher fragt der Konsument das Gut nach. Jedes Gut bringt 

dem Konsumenten einen Nutzen, allerdings ist der Güterkauf durch das Einkommen 

des Konsumenten beschränkt. Der Konsument kann nur Güter nachfragen, solange 

sein Einkommen dafür ausreicht. Durch diese Annahmen kann das Verhalten des Kon-

sumenten abgeschätzt werden. Steigt das Einkommen und der Preis der Güter bleibt 

gleich, kann der Konsument mehr Güter in einer höheren Anzahl nachfragen. Sinkt 

hingegen das Einkommen, muss sich der Konsument entscheiden, welche Güter er 

weiterhin nachfragt und auf welche er zu Gunsten eines anderen Gutes verzichtet. 

Ähnlich verhält es sich bei Preisänderungen. Sinkt der Preis eines Gutes, aber das 

Einkommen bleibt gleich, kann der Konsument ein Gut in einer größeren Anzahl nach-

fragen. Steigt der Preis kann der Konsument nur eine geringere Anzahl an Gütern 

nachfragen und muss sich gegebenenfalls zwischen verschiedenen Gütern entschei-

den, anstatt dass er weiterhin beide nachfragen kann.  

Aufgrund des Zusammenspiels aus Angebot und Nachfrage ergibt sich der Markt-

preis.29 Dieser bestimmt die Gewinne der jeweiligen Tauschpartner und die Menge der 

angebotenen Güter. Ein funktionierender Markt würde für alle Beteiligten ein optimales 

Ergebnis erzielen. Das Ziel der Anbieter ist in der Regel die Maximierung ihrer Gewin-

ne. Die Höhe des Gewinnes berechnet sich dabei aus der Differenz zwischen Produk-

tionskosten und Marktpreis.30 

Ein Modell zur Darstellung des Verhaltens auf einem vollkommenen Markt, bei dem 

alle gehandelten Güter homogen sind, allen Marktteilnehmer alle Informationen voll-

ständig vorliegen, der individuelle Nutzen dem gesellschaftlichen Nutzen entspricht und 

kein Anbieter oder Nachfrager eine so große Marktmacht besitzt, dass er den Markt-

preis beeinflussen kann, ist das Modell der vollständigen Konkurrenz. 

Die Konsumentenrente ergibt sich hierbei, wenn ein Gut in Anspruch genommen wird 

und sich der Preis unterhalb der eigenen Zahlungsbereitschaft des Konsumentens 

liegt. Die Produzentenrente hingegen ergibt sich, wenn ein Gut zu einem Preis verkauft 

                                                
28

 Vgl. Klump, Wirtschaftspolitik, S. 53 f. 
29

 Vgl. ebd., S. 55 f. 
30

 Vgl. ebd., S. 52 f. 
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werden kann, welcher über den Grenzkosten liegt.31 Die Grenzkosten stellen die jewei-

ligen Kosten dar, welche für die Vermeidung einer Schadstoffeinheit anfallen.32 

Die gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt ist die Summe aus Konsumentenrente und Pro-

duzentenrente. Diese ist dann am größten, wenn der Marktpreis dem Marktgleichge-

wicht entspricht.33 

Um Marktversagen handelt es sich dann, wenn die o.g. Vorgänge nicht im gewünsch-

ten Umfang stattfinden. In diesem Fall muss der Staat lenkend eingreifen.34 Eine 

Rechtfertigung für wirtschaftspolitische Eingriffe liegt in dem Versuch, das tatsächliche 

Marktgleichgewicht an das eines funktionierenden Marktes anzugleichen.35 

Diese zentral-bürokratische Steuerung stellt die zweite Extremform zum Markt ohne 

Lenkung seitens einer zentralen Instanz dar. Zwischen den zwei Extremen existieren 

diverse Mischformen.36 

Es gibt verschiedene Formen von Marktversagen. Das Marktgleichgewicht kann insta-

bil sein und das Marktgleichgewicht kann auch gar nicht existieren. Oder es liegt durch 

das Auftreten von externen Effekten eine Marktunvollkommenheit vor. Eine weitere 

Form des Marktversagens stellen natürliche Monopole dar, welche einzelnen Marktteil-

nehmern Marktmacht geben. 

Ein instabiler Markt liegt u.a. dann vor, wenn trotz eines Überangebots an Gütern keine 

Preisreduzierungen vorgenommen werden. Das Gleiche gilt, wenn trotz erhöhter Nach-

frage die Preise nicht angehoben werden. So kann sich kein Marktgleichgewicht ein-

stellen, stattdessen führen die Anpassungsprozesse vom Marktgleichgewicht weg, 

anstatt darauf zu. Das Gleichgewicht, welches sich stattdessen einstellt, kann bei Stö-

rungen nicht zum Gleichgewicht zurückfinden. 

Nicht nur inverse Verläufe von Angebots- oder Nachfragekurve sind wie oben be-

schrieben Gründe für Marktversagen, sondern Schuld können auch verzögerte Anpas-

sungsprozesse sein. 

Durch das Vorhandensein von Informationsmängeln können Tauschtransaktionen ver-

hindert werden, sodass sich gar kein Marktgleichgewicht ergeben kann. Wären die 

Akteure vollständig informiert, hätten die vielleicht erkannt, wie attraktiv diese Transak-

tion in Wirklichkeit gewesen wäre. Damit erfährt ein Akteur erst während oder nach 

Abschluss der Transaktion von der Attraktivität. Genaueres hierzu im Kapitel 3.2. 

                                                
31

 Vgl. Klump, Wirtschaftspolitik, S. 57 f. 
32

 Vgl. Fritsch, Marktversagen, S. 91. 
33

 Vgl. Klump, Wirtschaftspolitik, S. 58. 
34

 Vgl. Fritsch, Marktversagen, S. 7. 
35

 Vgl. Klump, Wirtschaftspolitik, S. 52. 
36

 Vgl. Fritsch, Marktversagen, S. 7. 
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Auf einem vollkommenen Markt werden Kosten und Nutzen vollständig erfasst. Fallen 

jedoch Nutzen und Kosten auseinander, dann liegen Externalitäten vor. Genauere Er-

läuterungen hierzu im Kapitel 3.3. 

Der vierte Grund weshalb Marktversagen vorliegen kann, ist die Beeinflussung des 

Marktpreises durch Anbieter oder Nachfrager, welche Marktmacht besitzen. Durch die 

Beeinflussung des Marktpreises wird die gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt beeinträch-

tigt. Gründe für Marktmacht können fehlende oder fehlerhafte staatliche Wettbewerbs-

politik oder technologische Ursachen sein. Beispielsweise können große Anbieter die 

kleinen Anbieter nach und nach aus dem Markt drängen, um eine Monopolstellung zu 

erlangen. Möglich ist das, wenn die Produktion eines Gutes mit hohen Fixkosten ver-

bunden ist. Das hat zur Folge, dass Anbieter, die große Mengen an Gütern herstellen, 

zu geringeren Durchschnittskosten produzieren können. Auch im Falle natürlicher Mo-

nopole ist eine Stabilität des Marktgleichgewichts nicht gegeben, denn der Anbieter ist 

nicht gezwungen, eine Preisanpassung bei veränderter Nachfrage oder verändertem 

Angebot vorzunehmen. Außerdem liegen die Durchschnittskosten über den Grenzkos-

ten. Natürliche Monopole nehmen keine Preisanpassungen vor, sondern setzen ihren 

Preis durch, um keine permanenten Stückverluste erleiden zu müssen.37 

Auf einem Markt können nicht nur Güter und Dienstleistungen gehandelt werden.38 

Dennoch beschränke ich mich auf Güter als Handelsobjekt, da diese zum Nachfrager 

transportiert werden müssen. Für den Transport werden sie verpackt, damit sie keinen 

Schaden nehmen. 

3.2 Informationsmängel 

Ein Auslöser von Marktversagen kann der Mangel an Informationen sein, der dazu 

führt, dass sich kein Marktgleichgewicht einstellt. 

3.2.1 Prinzipal-Agenten-Modell 

Für die Untersuchung mache ich mir das Prinzipal-Agenten-Modell zu Nutze. Es ist ein 

analytischer Rahmen zur Darstellung von Problemen, die in Verbindung mit asymmet-

rischen Informationen auftreten.39 

Das Prinzipal-Agenten-Modell geht grundlegend davon aus, dass dem Prinzipal als 

Auftraggeber die Verhandlungsmacht obliegt. Der Agent als Auftragnehmer hingegen 

kann lediglich das Angebot annehmen oder ablehnen. Der Erfolg der Leistung ist aus-

schließlich vom Agenten abhängig, denn er entscheidet über den konkreten Arbeits-

einsatz. Außerdem handelt es sich um eine einmalig-durchzuführende Aufgabe, so-

                                                
37

 Vgl. Klump, Wirtschaftspolitik, S. 59-69. 
38

 Vgl. Fritsch, Marktversagen, S. 7. 
39

 Vgl. ebd., S. 260. 
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dass auf keinen Erfahrungsschatz aus vorangegangenen Vertragsabschlüssen zu-

rückgegriffen werden kann.40 

Ein Hauptgrund, weshalb verstärkt nach Lösungen zum Recyceln und Vernichten von 

Plastikmüll gesucht wird, ist wie bereits erwähnt, der Tatsache geschuldet, dass China 

bereit war deutschen Plastikmüll abzunehmen. 

China weigert sich die Müllhalde für Länder wie die USA, Japan, Deutschland und 

Großbritannien zu sein. Insgesamt 24 Materialien dürfen seit dem 01.01.2019 nicht 

mehr nach China eingeführt werden. 

Im vorliegenden Fall wurde ein Vertrag zwischen Deutschland und China abgeschlos-

sen, in welchem Deutschland Kunststoffabfälle an den Abnehmer China verkauft. Zu-

dem beauftragt Deutschland China mit der Entsorgung des Mülls, sodass Deutschland 

hier als Prinzipal und China als Agent auftreten. In den letzten Jahren importierte China 

neben deutschem Plastikmüll auch aus den USA, Japan und Großbritannien. Vom 

weltweit angefallenen Kunststoffabfall wurden ca. 56 % nach China transportiert. Ca. 

87 % des in EU-Mitgliedstaaten angefallenen Plastikmülls wurde nach China gebracht. 

Nach Aussagen des Bundesumweltministeriums „schickt Deutschland jährlich rund 

760.000 Tonnen Kunststoffabfälle nach China. Darunter vor allem Folien aus Polyethy-

len und alte Plastikflaschen“.41 

In diesem Zusammenhang dürfte vor allem für die deutsche Bevölkerung die Tatsache, 

dass im Jahr 2016 760.000 Tonnen von 18,16 Mio. Tonnen des Plastikabfalls nach 

China exportiert wurden und diese Vorgehensweise damit schon unter Recycling fällt, 

ein Schock sein.42 Denn der Großteil der Bevölkerung trennt seinen Müll und geht da-

von aus, dass dieser anschließend (in Deutschland) recycelt wird, um ihn wiederver-

wendet zu werden. Die Wirklichkeit sieht anders aus. 

Seit Anfang 2019 importiert China keinen Plastikmüll mehr sodass Deutschland eine 

Alternative benötigt. Exporte in andere Länder lösen das Problem nicht. Würde man 

den gesamten Abfall verbrennen, entstünden große Mengen an CO2-Emissionen und 

es schädigt die Umwelt. Außerdem verschwendet man den Wert, den Abfall trotz allem 

noch besitzt. Den Abfall auf Deponien zu lagern, verbraucht zu viel Platz und auch dort 

werden mit der Zeit Klimagase freigesetzt.43 Zudem ist seit 2005 das Deponieren von 

Plastik in Deutschland gesetzlich verboten.44 Die einzige Lösung scheint Recycling im 

eigenen Land. Doch dafür sind neue Ideen und Innovationen gefragt. Damit müssen 

                                                
40

 Vgl. Jost, Die Prinzipal-Agenten-Theorie, S. 18.  
41

 Uken, Die Weltmüllkippe schließt. 
42

 Vgl. Uken, Die Weltmüllkippe schließt. 
43

 Vgl. ebd. 
44

 Vgl. Bundesumweltministerium, 5-Punkte-Plan des Bundesumweltministeriums, S. 7. 
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Möglichkeiten entwickelt werden, wie mit bereits vorhandenem Plastikmüll verfahren 

werden soll und welche Anforderungen an die Herstellung neuer Kunststoffprodukte 

gestellt werden. Auch der Umgang mit dem Plastik im Meer stellt alle Länder vor eine 

Herausforderung. 

3.2.2 Informationsasymmetrien 

Bei dem Prinzipal-Agenten-Modell handelt es sich um eine Theorie, die davon ausgeht, 

dass es einen Auftraggeber (Prinzipal) und einen Auftragnehmer (Agent) gibt, denen 

ein unterschiedlicher Umfang an Informationen zur Verfügung steht. Denn die Informa-

tionen sind unterschiedlich – also asymmetrisch - verteilt. Das kann unterschiedliche 

Gründe haben: 

 verborgene Handlungen bzw. verborgene Informationen 

 verborgene Eigenschaften 

 verborgene Absichten45 

Bei verborgenen Handlungen handelt es sich um Informationsasymmetrien, die nach 

Vertragsabschluss auftreten, indem der Prinzipal nicht alle Handlungen voll umfassend 

beobachten kann. Dem Agenten ist es damit möglich, vertraglich vereinbarte Handlun-

gen auszulassen oder Handlungen vorzunehmen, die gegen den Vertrag verstoßen. 

Anhand des endgültigen Ergebnisses kann der Prinzipal nicht erkennen, inwieweit das 

Ergebnis durch die Anstrengungen des Agenten entstand oder wie viel dem Zufall ge-

schuldet ist. Eine Vergütung abhängig des Ergebnisses wäre damit ungerecht. Es be-

steht die Gefahr, dass der Agent ungerechtfertigt belohnt oder bestraft wird.46 

Diese Informationsasymmetrie geht zu Lasten des Prinzipals. 

Allerdings können verborgene Handlungen von beiden Seiten begangen werden. Auch 

Handlungen seitens des Prinzipals zu Lasten des Agenten sind denkbar. 

Verändert ein Vertragspartner sein Verhalten nach Vertragsabschluss, ohne dass der 

andere Vertragspartner davon erfährt. Wüsste der eine von dem vertragswidrigen Ver-

halten des anderen, dann könnte er die zu erbringende Leistung verweigern. So jedoch 

muss er leisten und seine einzige Möglichkeit besteht darin, dass er das potenzielle 

moralische Risiko einpreist. Aufgrund der Informationsasymmetrie wird das moralische 

Risiko nicht individuell im Preis berücksichtigt sondern pauschal so hoch angesetzt, 

dass der Vertragspartner keine Verluste erleidet, sobald sich der andere vertragswidrig 

verhalten sollte.47 
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 Vgl. Fritsch, Marktversagen, S. 260. 
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 17 

Wenn der Prinzipal hingegen nach Vertragsabschluss die Handlungen des Agenten 

beobachten kann und aufgrund fehlender Sachkenntnisse nicht beurteilen kann, ob die 

ausgeführten Handlungen angemessen sind, dann spricht man von verborgenen In-

formationen. 

Diejenigen, die sich jedoch vertragstreu verhalten, könnten durch den hohen Preis ab-

geschreckt werden. Durch diesen Prozess entsteht adverse Selektion, die zu Folge 

hat, dass nur noch Vertragspartner mit hohem moralischem Risiko dem Vertrag zu-

stimmen.48 

Gemeinsam ist den verborgenen Handlungen und verborgenen Informationen, dass 

der Prinzipal anhand des vorliegenden Ergebnisses nicht vollumfänglich beurteilen 

kann, welchen Anteil die Handlungen des Agenten und welchen schlichtweg der Zufall 

an dem Ergebnis haben.49 

Es liegt im Interesse des Prinzipals einen möglichst leistungsfähigen Agenten zu enga-

gieren. Doch vor Vertragsabschluss kann ein Prinzipal in der Regel nicht einschätzen, 

welche Eigenschaften ein potenzieller Agent besitzt. Der Agent besitzt für den Prinzipal 

verborgene Eigenschaften. Asymmetrisch verteilte Informationen machen es dem Prin-

zipal fast unmöglich, leistungsfähige von leistungsunfähigen Agenten zu trennen. Die-

ses Problem kann aber durch u.g. Alternativen aufgelöst werden (siehe Kapitel 3.2.3).50 

Verborgene Absichten sind vor allem dann problematisch, sobald ein Vertrag zwischen 

Prinzipal und Agent abgeschlossen wurde, der Prinzipal bereits viel in den Auftrag in-

vestiert hat und damit abhängig vom Agenten geworden ist. Mit hoher Wahrscheinlich-

keit investiert der Prinzipal weiter, um den Auftrag abzuschließen und dafür zu sorgen, 

dass zuvor getätigte Investitionen nicht umsonst geleistet wurden, obwohl der Agent 

nicht im gewünschten Maße handelt. Grund dafür sind die fehlenden Sanktionsmög-

lichkeiten des Prinzipals.51 

Liegen längerfristige Vertragsbeziehungen vor, dann kann „Hold up“ (deutsch: „Raub-

überfall“) eintreten. Dies tritt u.a. dann auf, wenn ein zu ungenau formulierter Vertrag 

zu große Spielräume einräumt. Grund dafür ist die mangelnde Kenntnis des Prinzipals 

über sämtliche Eventualitäten, die während der Durchführung des Vertrages auftreten 

können. Der Prinzipal tätigt irreversible Investitionen, die bei Auftragsabbruch verloren 

wären. Stattdessen zahlt er weiter die geforderten Beträge, um den Auftrag zum Ab-

schluss zu bringen. Im Gegensatz zum moralischen Risiko sind hier die unerwünschten 
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Handlungen erkennbar, doch durch den zu ungenauen Vertrag hat der Prinzipal keine 

Möglichkeiten Sanktionen zu verhängen.52 

Die Folgen vom Hold up sind Wohlfahrtseinbußen, die auftreten, weil es zu Marktver-

sagen kommt und damit keine Transaktionsmöglichkeiten geschaffen werden.53  

Aufgrund mangelnder Transparenz und Verfolgbarkeit, ist Deutschland nicht bekannt, 

was konkret mit dem Plastikabfall getan wird/passiert. Bekannt hingegen ist, dass der 

oftmals unsortierte, dreckige Müll per Hand sortiert wird, um ihn zur Herstellung von 

neuen Kunststoffprodukten zu verwenden oder ihn zu verbrennen. Ob dabei die Anla-

gen dem Stand der Technik entsprechen und die erforderlichen Filteranlagen besitzen, 

ist ungewiss.54 

3.2.3 Lösung von Informationsasymmetrien 

Um all diese Facetten von asymmetrischen Informationen zu lösen, bedarf es entweder 

dem „Screening“ (Überprüfen), dem „Signaling“ (Signalisieren) oder der Harmonisie-

rung von Interessen der Vertragspartner.55 

Das Screening ist dadurch gekennzeichnet, dass der Prinzipal Informationsasymmet-

rien abbauen kann, indem er Information über die Eigenschaften und das Verhalten 

des Agenten einholt. Diese Informationsbeschaffung allerdings verursacht Kosten, so-

dass der Prinzipal Informationen nur solange, wie der erwartete Nutzen die entstehen-

den Kosten übersteigt. Aus diesem Grund ist es ökonomisch gesehen nicht rational, 

sämtliche Informationsquellen erschöpfend bei der Informationsbeschaffung einzube-

ziehen. 

Wenn der Prinzipal nicht selbst die Informationen beschaffen will oder aufgrund man-

gelnder Kenntnisse oder aufgrund von Zeitmangel beschaffen kann, besteht die Ein-

schaltung eines Dritten, der die entsprechenden speziellen Kenntnisse besitzt. Auch 

diese Vorgehensweise verursacht Kosten. Idealerweise verfolgt der Dritte keine Eigen-

interessen sondern informiert unparteiisch.56 

Bei der zweiten Lösungsalternative geht die Initiative vom Agenten aus:  

Ein Prinzipal vertraut darauf, dass ein Agent, mit dem er schon gute Erfahrung ge-

macht hat, auch zukünftig den Auftrag zufriedenstellend erledigt. Bewusst wird dieses 

Vertrauen in einen Auftrag einkalkuliert, sodass der erste Auftrag lediglich für einen 

kostendeckenden Preis ausgeführt wird. Erst bei Wiederholungsaufträgen wird ein 

Gewinn eingepreist, denn aufgrund der guten Erfahrung und der hohen Qualität des 
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Ergebnisses sind die Prinzipale bei einer erneuten Beauftragung eher bereit, einen 

höheren Preis zu zahlen.57 

Agenten, denen langfristige Gewinne wichtiger sind als kurzfristige Einnahmen durch 

Täuschung haben deshalb zum Ziel, eine dauerhafte gute Reputation zu erlangen. 

Will ein Agent signalisieren, dass er um hohe Qualität bemüht ist, kann er Garantien 

anbieten, die gesetzliche vorgeschriebene Garantien übersteigen. Diejenigen Prinzipa-

le, die eine hohe Qualität wünschen, werden sich dann bevorzugt an diesen Agenten 

wenden.58 

Eine andere Möglichkeit stellt das Anbieten von Verträgen mit Selbstbehalt dar. Hiermit 

kann das Problem der adversen Selektion eingedämmt werden, indem der Agent bei 

Schadenseintritt einen Teil des Schadens selbst zu tragen haben. Das animiert auch 

gute Risiken zum Vertragsabschluss und erhöht den Anreiz für schlechte Risiken, sich 

vertragskonform zu verhalten. Je nach Höhe des Selbstbehalts können Rückschlüsse 

auf den Risikotyp vorgenommen werden. Das senkt die Intensität der Informations-

asymmetrie. Tritt kein Schaden ein, dann kann ein Teil des gezahlten Betrages zu-

rückerstattet werden. Auch hier wird ein Anreiz zur Schadensvermeidung gesetzt.59 

Plastikfrei zu leben ist gar nicht so einfach. Es ist meist zeit- und kostenintensiv, sich 

mit allen benötigten Artikeln einzudecken. Oftmals verkaufen Fachgeschäfte nur eine 

begrenzte Auswahl an plastikfreien Produkten. Um den Einkauf umweltfreundlicher 

Produkte zu erleichtern, gibt es in Dresden – einen Nachhaltigkeits-Stadtplan, den es 

als gedruckte Form und als Online-Version gibt. In einer Karte der Stadt sind alle be-

kannten Läden eingetragen, die nachhaltige und faire Produkte anbieten. Entdeckt 

man ein Geschäft, das nach eigener Meinung noch in der Karte fehlt, können sich 

Kunden an das Team von „Quergedacht“ wenden. Diese prüfen, ob dieses Geschäft 

ihre Kriterien von Nachhaltigkeit erfüllt und nehmen es dann gegebenenfalls in ihren 

Stadtplan mit auf.60 

Läge immer eine Interessensharmonie vor, bestünde kein Grund dem anderen Ver-

tragspartner Informationen vorzuenthalten. Doch oftmals verfolgen Prinzipal und Agent 

unterschiedliche Interessen. Diese lassen sich durch übergeordnete Ziele, auf welche 

sich zwei aufeinanderfolgende Stufen innerhalb des Leistungserstellungsprozesses 

vertraglich geeinigt haben, angleichen. Um die Interessensharmonisierung sicherzu-
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stellen, müssen Anreize und Sanktionsmöglichkeiten vertraglich geregelt sein. Durch 

die Bündelung von Wissen können somit Probleme intern gelöst werden.61 

Tab. 3.2-1 Lösung von Informationsasymmetrien62 

Lösung von Informationsasymmetrien 

Screening Signaling Harmonisierung von Inte-

ressen 

→ seitens des Uninfor

 mierten 

→ seitens des Informierten  

→ Informationsnachfrage → Informationsbereitstel-

lung 

 

Selbstinformation Aufbau einer Reputation Ertragsbeteiligung 

Einschalung spezialisierter 

Dritter, z.B. Sachverstän-

dige 

Einräumen eines Garan-

tieversprechens 

vertikale integrierende Or-

ganisationsformen 

 Akzeptanz eines Selbstbe-

haltes 

Fusion 

 Eingehen auf Tarife mit 

Schadenfreiheitsrabatt 

 

 

Um junge Generationen auf die Themen Nachhaltigkeit, Klimawandel und erneuerbare 

Energien aufmerksam zu machen und zu sensibilisieren, bedarf es Personen mit Vor-

bildfunktion. Das Deutsche Jugendinstitut sieht ein wachsendes Politikinteresse bei 

jungen Menschen, aber auch bei Erwachsenen. Demnach sei die derzeitige Generati-

on politisch interessierter als die vorangegangene Generation. Vor allem die Themen 

„Flüchtlinge“, „Brexit“, „Donald Trump“ und „EU“ bewegen junge Menschen.63 

In der folgenden Tabelle sind beispielhaft einige Aktivistinnen und Aktivisten aufgelis-

tet, die sich in ihrem Heimatland und über soziale Medien für bestimmte Themen stark 

machen. 
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 Diese Übersicht wurde in Anlehnung an die Grafik aus „Fritsch, Marktversagen, S. 265“ erstellt. 
63

 Vgl. Trumpf, Der Greta-Effekt. 



 21 

Tab. 3.2-2 Junge Aktivisten64 

Name der Aktivistin/  

des Aktivists 

Heimatland sie/er setzt sich ein ... 

Greta Thunberg Schweden 

gegen Erderwärmung 

#FridaysForFuture 

#YouthForClimate 

Emma Gonzalez Amerika gegen Waffen 

Malala Yousafzai Pakistan für Kinderrechte 

Felix Finkbeiner Deutschland 

für Plant-for-the Planet: 

Pflanzen von Bäumen für den Klima-
schutz 

Luisa Neubauer Deutschland für #FridaysForFuture 

Sarah Hadj Ammar Deutschland 

gegen Kohle 

gegen Erderwärmung 

für Plant-for-the-Planet 

 

Die o.g. Personen wurden zu politischen Symbolfiguren, denn sie nutzen soziale Medi-

en, um ein globales Bewusstsein für die Probleme der Welt zu schaffen. Als Vorreiter - 

sich aktiv für Veränderungen einzusetzen und damit ein Umdenken in den Köpfen der 

Menschen zu schaffen – beweisen sie Mut und Durchhaltevermögen. Sie lösen welt-

weite Massenproteste aus, denn aufgrund der Nutzung des Internets spielen räumliche 

Distanzen keine Rolle mehr. Mittels klarer Aussagen und persönlicher Betroffenheit 

werden Menschen auf der ganzen Welt angesprochen. Beispielsweise protestieren 

junge Menschen in Belgien, Deutschland, Australien und Kanada unter den Losungen 

„#FridaysForFuture“ und „#YouthForClimate“ und unterstützen damit den Kampf gegen 

die Erderwärmung. 

Ziel der Massenproteste ist das Wachrütteln der Menschen. Den Menschen soll be-

wusst gemacht werden, dass es ohne Veränderungen so nicht weiter gehen kann. Um 

zukünftig Veränderungen durchzusetzen, wird auch die Politik aufgefordert, sich durch 

gesetzliche Vorgaben für eine bessere Zukunft einzusetzen.65 

3.3 Externe Effekte 

Idealerweise kommt jeder für die durch ihn verursachten Kosten auf. Zudem könnte 

jeder Marktteilnehmer ein Entgelt für die Vorteile verlangen, die durch sein Handeln bei 
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einem Dritten entstanden sind. Ist dies nicht der Fall, dann liegen externe Effekte (bzw. 

Externalitäten) vor. 

Externe Effekte liegen damit dann vor, wenn der Nutzen (bzw. Gewinn) eines Markt-

teilnehmers zum Teil durch einen anderen Marktteilnehmer kontrolliert wird.66 

3.3.1 Arten von externen Effekten 

Es gibt drei Arten von externen Effekten, die Auswirkungen auf die Funktionsweise des 

Marktmechanismus haben. Diese sind: 

 technologische Externalitäten 

 pekuniäre Externalitäten 

 psychologische Externalitäten 

Besteht ein direkter Zusammenhang zwischen dem Nutzen mehrerer Marktteilnehmer, 

der Zusammenhang wird nicht durch den Marktmechanismus erfasst und ein preisli-

cher Ausgleich findet auch nicht statt, dann handelt es sich um technologische Exter-

nalitäten. Bei pekuniären externen Effekten verändern sich die Preise aufgrund des 

Angebots- und Nachfrageverhaltens anderer Marktteilnehmer. Beispielsweise ist es 

effizient, wenn Hersteller die Preise ihrer Produkte bei starker Nachfrage anheben und 

bei geringer Nachfrage senken. Wird der eigene Nutzen durch den Konsum von Dritten 

beeinflusst, ohne dass eine Marktbeziehung besteht, dann spricht man von psycholo-

gischen externen Effekten. Ein Beispiel hierfür kann der Neid einer Person auf den 

Besitz einer Person sein. Führen die psychologischen Effekte zu Marktversagen, kön-

nen „verteilungspolitische Maßnahmen des Staates“ sinnvoll sein.  

Kommt es aufgrund dieser Art von externen Effekten zu Marktversagen, können diver-

se wirtschaftspolitische Maßnahmen ergriffen werden, „um gegen die wohlfahrtsschäd-

lichen Folgen technologischer externer Effekte vorzugehen.“67 

Die für den Produzenten oder Konsumenten spürbaren Kosten und Nutzen weichen 

„von den sich gesamtgesellschaftlich ergebenden sozialen Kosten bzw. Nutzen 

ab[...].“68 Die Differenz wird als „externe Kosten“ oder „soziale Zusatzkosten“ bezeich-

net und „gibt das Ausmaß des technologischen externen Effektes an“.69 Die tatsächli-

chen sozialen Kosten werden allerdings nur verzerrt widergespiegelt. Technologische 

externe Effekte entstehen nicht nur durch das Nachfrageverhalten der Konsumenten 

sondern auch durch die Produktionsaktivitäten der Produzenten. Externe Effekte kön-

nen sich demnach auch gleichzeitig auf die Nachfrage und die Produktion auswirken. 
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Sind soziale Zusatzkosten vorhanden, dann wirkt es sich auf die Zuordnung be-

schränkter Ressourcen zu potenziellen Verwendern aus (sog. Allokation). Denn durch 

das Vorhandensein sozialer Zusatzkosten ist die optimale Ausbringungsmenge der 

Produzenten geringer, als wenn keine sozialen Zusatzkosten vorliegen würden. Verur-

sacht ein Marktteilnehmer diese externen Kosten, dann steigen die Grenzkosten der 

geschädigten Marktteilnehmer. Ohne soziale Zusatzkosten lägen die Grenzkosten auf 

der gleichen Höhe wie die gewinnmaximale Ausbringungsmenge. Stattdessen erhöhen 

sich die Grenzkosten, sodass eine geringere Menge produziert wird.70 

Das Verursacherprinzip fordert, dass derjenige, der den Schaden verursacht hat, für 

die Kosten aufkommt. Allerdings kann die Schädigung auch von dem Geschädigten 

herbeigeführt werden, sodass nicht sicher feststeht, wer Verursacher der Externalität 

ist und wer Geschädigter. Der Geschädigte ist an den negativen Externalitäten betei-

ligt, wenn er beispielsweise sein Haus an einer stark befahrenen Straße baut und sich 

im Nachhinein über den Lärm beschwert. Ein Nutznießer positiver Externalitäten hin-

gegen wird u.a. dadurch ersichtlich, dass diejenige Person sich aktiv an der Wohlfahrt-

steigerung beteiligt.71 

Liegt das Ausschlussprinzip vor, dann müssen Dritte die Kosten für negative Externali-

täten ohne eine Kompensation hinnehmen. Im Gegenzug dazu, können positive Exter-

nalitäten von Nutznießern unentgeltlich genutzt werden. Demnach muss der Schädiger 

nicht für alle negativen technologischen externen Effekte aufkommen und der Geschä-

digte kann sich nicht vor der Schädigung schützen.72 

Wenn jemand von einer Leistung profitiert, aber dafür keine Gegenleistung erbringt, 

dann ist er ein Trittbrettfahrer. Er hat unentgeltlich einen Nutzen von positiven externen 

Effekten. Der Trittfahrer hat keinen Anreiz, freiwillig zu zahlen, solange er nicht von der 

unentgeltlichen Nutzung ausgeschlossen werden kann. Durch Abwägung zwischen 

Kosten und Nutzen einer Maßnahme entscheidet sich ein rationaler Mensch für die 

Alternative, bei welcher er den höchsten Nutzen hat. Das ist meist dann der Fall, wenn 

er nichts zahlen muss und trotzdem den vollen Nutzen hat.  

Ein Beispiel dafür wäre, dass darüber entschieden wird, ob ein Gut bereitgestellt wird 

oder nicht. Wer für „ja“ stimmt, trägt die Kosten. Das bedeutet, wenn alle für „ja“ stim-

men, dann werden die Kosten unter den Beteiligten aufgeteilt und jeder hat den vollen 

Nutzen von der Bereitstellung des Gutes. Stimmen alle gegen die Bereitstellung, dann 

wird das Gut nicht angeboten und niemand kann davon profitieren.  
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Aufgrund einer Kosten-Nutzen-Analyse für die der eigene größtmögliche Vorteil ermit-

telt wird, fällt meine Entscheidung folgendermaßen aus: Unabhängig davon, wie die 

anderen Akteure sich entscheiden, die eigene Strategie zielt auf den größtmöglichen 

individuellen Nutzen ab. Also stimme ich für „nein“, denn wenn das Gut trotzdem ange-

boten wird, habe ich keine Kosten aber den vollen Nutzen. Das Problem hierbei ist, 

sollte jeder so denken, dann wird das Gut nicht bereitgestellt und keiner hat einen Nut-

zen. 

Mit anderen Worten: Kann man niemanden von der Nutzung des Gutes ausschließen, 

dann wird ein Gut höchstwahrscheinlich nicht oder in zu geringen Mengen angeboten, 

solange die Finanzierung über freiwillige Beteiligung an den Kosten erfolgt. Allerdings 

ist der Anreiz zum Trittbrettfahren geringer, wenn eine intensive Kommunikation zwi-

schen den Beteiligten vorliegt und wenn erkennbar ist, wer als Trittbrettfahrer auftritt.73 

Anders hingegen ist es bei Allmendegütern. Von der Nutzung dieser Güter kann nie-

mand ausgeschlossen werden, aber es liegt eine Rivalität bei der Nutzung vor. Denn 

das Gut ist nur begrenzt verfügbar. Das bedeutet, dass die Nutzungsmöglichkeiten 

durch andere Akteure eingeschränkt werden. Die Nutzung durch einen zusätzlichen 

Nachfrager verursacht Grenzkosten.74 

Führen technologische externe Effekte zu Fehlallokationen, dann sind unter Umstän-

den wirtschaftspolitische Eingriffe erforderlich. Mit Fehlallokationen sind oftmals Wohl-

fahrtsverluste verbunden. Dennoch ist es nicht sinnvoll, alle technologischen externen 

Effekte zu unterbinden.75 

Im Rahmen meiner Bachelorarbeit beschränke ich mich ausschließlich auf die Betrach-

tung der technologischen externen Effekte. Denn eine optimale Menge ist effizienter 

als die völlige Beseitigung negativer externer Effekte.76 

3.3.2 Wirtschaftspolitische Eingriffsmöglichkeiten 

3.3.2.1 Bewertungskriterien 

Wenn man von der „Internalisierung externer Effekte“ spricht, dann meint man damit, 

dass soziale Zusatzkosten in die privaten Überlegungen einbezogen werden sollen.77 

Es gibt diverse wirtschaftspolitische Eingriffsmaßnahmen, die Akteure in ihrem Han-

deln einschränken und eine Internalisierung externer Effekte zum Ziel haben.78 
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 Drei Kriterien sind bei der Beurteilung der verschiedenen Eingriffsmöglichkeiten zu 

beachten: 

 statische Effizienz 

 dynamische Effizienz 

 Treffsicherheit 

Bei statischer Effizienz ist unter konstanten Rahmenbedingungen ein bestimmtes Ziel 

zu geringstmöglichen Kosten zu erreichen.79 

Das Setzen von Anreizen zur „Entwicklung bzw. Anwendung innovativer Vermeidungs- 

und/oder Beseitigungstechnologien“80 ist das Ziel der dynamischen Effizienz. Hierbei 

handelt es sich um die Anreizwirkung zur Vermeidung negativer Externalitäten von 

vornherein sowie zur Entwicklung von Verfahren, die mit wenigen externen Effekten 

verbunden sind oder zur Entwicklung von Verfahren, mit denen sich negative externe 

Effekte unter Einsatz geringer Kosten vermeiden lassen. Außerdem soll nach Verfah-

ren gesucht werden, damit Zusatznutzen kostengünstig bereitgestellt werden kann.81 

Der Aspekt der Treffsicherheit ist gegeben, wenn weder eine Über- noch eine Unter-

schreitung des politisch bestimmten oder gesamtwirtschaftlich optimalen Niveaus der 

Externalitäten vorliegen. Ein Beispiel für ein politisch bestimmtes Niveau sind Umwelt-

standards, die in der Realität eingehalten werden müssen, ohne dass dieses optimale 

Niveau über- oder unterschritten wird.82 

Im Folgenden werde ich mich auf diejenigen negativen externen Effekte beschränken, 

die vom Verursacher gewollt sind und gegen die sich der Geschädigte nicht wehren 

kann. Für positive externe Effekte sind in der Regel keine wirtschaftspolitischen Eingrif-

fe nötig, da der Verursacher selbst ein Interesse besitzt, andere vom sozialen Zusatz-

nutzen auszuschließen. 

In der folgenden Tabelle werden einige Eingriffsmöglichkeiten anhand der o.g. Bewer-

tungskriterien nach ihrer Effektivität, dem Marktversagen entgegenzuwirken, aufge-

schlüsselt. Die Bewertung erfolgt dabei von  

- -  sehr schlecht, 

-  schlecht,  

+  gut    bis  

+ + sehr gut. 

Die dabei genannten Beispiele werden in den folgenden Kapiteln genauer erläutert. 
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Tab. 3.3-1 Bewertung wirtschaftspolitischer Eingriffsmöglichkeiten83 

Art der Eingriffsmöglich-
keit 

Beispiele 
Treff- 

sicher- 
heit 

Dynami-
sche 

Effizienz 

Statis- 
tische 

Effizienz 

Moralische Appelle 

Trendbewegung, Mode 
aus recycelten Materia-
lien, Kaufland Aktionsta-
ge, sächs. Unternehmer-
preis 

- - - - - 

Staatliche Bereitstellung Einsatz der Armee - - - 

Fusion von Betroffenen 
und Beteiligten 

Allianz gegen Plastikmüll 
in der Umwelt, Mehrweg-
Pfandsystem, 360°-
Strategie der Schwarz 
Gruppe 

+ + + 

Gebote und Verbote 

VerpackG, Richtlinie 
94/62/EG bzw. 
2015/720/EU, zentrales 
Verpackungsregister 

+ + - - 

Steuern oder andere Ab-
gaben 

Plastiksteuer, Lizenz-
Gebühren 

- + + 

Verhandlungen 
5-Punkte-Plan, Bundes-
ratsinitiativ Niedersach-
sens 

+ -/+ + 

Zertifikate ? + + + 

 

3.3.2.2 Moralische Appelle 

Der moralische Appell stellt eine Form der Internalisierung dar. Moralische Appelle 

zielen auf eine freiwillige Handlungsweise ab, d.h. entweder wird der freiwillige Verzicht 

auf einen bestimmten Input angestrebt oder Ziel ist der Einsatz von Technologien zur 

Vermeidung von negativen Externalitäten. Außerdem wird auch auf die freiwillige Betei-

ligung an den Kosten abgezielt.  

Allerdings sind die Erfolgsaussichten bei dieser Form der Internalisierung als eher ge-

ring anzusehen. Ein Grund für die mangelnden Erfolgsaussichten sind die Kosten, die 

von den betroffenen Akteuren zu zahlen sind, wohingegen der Nutzen für alle eintritt. 

Vor allem im Bereich der Wettbewerbsfähigkeit wird kein Unternehmen Externalitäten 

reduzieren, wenn es die Konkurrenten unterlassen und es dem eigenen Unternehmen 
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wirtschaftlich schaden könnte. Nur wenn Vorteile entstehen und die Wettbewerbsfähig-

keit nicht gefährdet wird, werden freiwillig Zahlungen geleistet, um gemeinschaftlich 

genutzte Güter zu finanzieren. Die Situation sieht schon anders aus, wenn das morali-

sche Verhalten belohnt wird. Beispielsweise kann ein positives Image trotz anfängli-

cher Kosten auf lange Sicht absatzfördernd wirken.  

Anhand der drei Kriterien zur Beurteilung wirtschaftspolitischer Eingriffsmöglichkeiten 

wird ersichtlich, weshalb moralische Appelle wenig effektiv sind. Sie besitzen eine ge-

ringe Treffsicherheit, da die Wirkung der Appelle nur sehr unsicher prognostiziert wer-

den kann. Zudem ist auch die dynamische Effizienz - aufgrund mangelnder Anreize zur 

Entwicklung von innovativen Verfahren zur Vermeidung von Externalitäten - nicht ge-

geben. Einzig die statische Effizienz könnte gegebenenfalls auftreten, bei der die kos-

tengünstigste Alternative zur Reduktion von externen Effekten umgesetzt wird. Den-

noch erscheint auch dieses Kriterium eher fragwürdig, vor allem da die Vermeidung 

von negativen Externalitäten unabhängig von den Kosten in Betracht gezogen wird. 

Stattdessen kommt es darauf an, wie empfänglich jemand für moralische Appelle ist.84 

Dennoch werden moralische Appelle immer wieder eingesetzt, in der Hoffnung einige 

Menschen damit ansprechen zu können. 

Beispielsweise möchte Kaufland Kindern spielerisch durch Umweltaktionstage die 

Themen „Umwelt“ und „Natur“ sensibilisieren. Im Jahr 2018 wurden rund 100 Veran-

staltungen an Schulen und Kindergärten durchgeführt. Der Schwerpunkt liegt im Jahr 

2019 vor allem auf dem richtigen Umgang mit Plastik sowie „die Bedeutung der Bienen 

auf [das] Ökosystem“.85 

Das Hauptziel von Unternehmen ist in der Regel eine Gewinnerzielung. Nur indem sie 

genügend Einnahmen erzielen können, haben sie eine Chance auf dem Markt im Kon-

kurrenzkampf gegen andere Unternehmen zu bestehen. Indem sie den Kunden das 

liefern, was diese wollen, können sie ihre Produkte verkaufen. Durch ein gutes Image, 

in diesem Fall ein nachhaltiges und umweltfreundliches Unternehmen zu sein, werden 

Kunden angelockt. Die Verwendung von nachhaltigen Rohstoffen dient damit weniger 

der Beruhigung des schlechten Gewissens, als eher der Kundenbindung. Zu diesen 

Unternehmen zählen meiner Meinung nach folgende Beispiele: 

Selbst Unternehmen folgen dem Trend und verzichten vermehrt auf Einweg-Geschirr in 

Betriebskantinen und Kaffeeküchen. Auch wenn Greenpeace diese Bemühungen 

schätzt, ist deren Meinung nach der Verpackungsmüll das größere Problem.86 
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Im Mai wird jährlich „Sachsens Unternehmer des Jahres„ gekürt. Dabei handelt es sich 

um den wichtigsten Wirtschaftspreis des Freistaates Sachsen. Einer der nominierten 

Gründer für den Unternehmerpreis 2019 ist der Chef der Biofabrik Technologies 

GmbH. Oliver Riedel entwickelt mit seinen Mitarbeitern und in Zusammenarbeit mit 

Partnerunternehmen „revolutionäre Technologien für kritische Umweltprobleme“.87 Zu 

seinen patentierten Entwicklungen zählt unter anderem die Umwandlung von Plastik-

müll, Altöl und Altdiesel zu Kraftstoff und Strom. Letzteres ist durch eine Mini-Raffinerie 

möglich, welche in etwa so groß wie ein Cola-Automat ist und ca. 2.000 Liter Altöl um-

wandelt. Mittels seiner Erfindungen sollen klima- und energieneutrale Lösungen für das 

Problem - „zu viel Plastikmüll und zu wenig Strom“88 - zur Verfügung stehen. 

Neben der o.g. Stromerzeugung aus Plastikmüll hat er auch eine Möglichkeit gefun-

den, Proteine aus Weidegras zu gewinnen. Aminosäuren sind lebenswichtig für den 

Menschen, aber der menschliche Körper kann sie nicht selbst produzieren.89 

Der Preis wird am 10.05.2019 in der Gläsernen Volkswagen-Manufaktur in Dresden 

verliehen.   

Initiatoren der Auszeichnung sind: 

 Sächsische Zeitung 

 Freie Presse 

 Leipziger Volkszeitung 

 Mitteldeutscher Rundfunk (MDR) 

 Volkswagen Sachsen  

 Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft PwC 

 Landesbank Baden-Württemberg (LBBW) 

 Gesundheitskasse AOK Plus90 

Die Dresdnerin Ulrike Stolze gründete 2017 ihr eigenes Modelabel „Ulsto“. Der Name 

setzt sich aus den Anfangsbuchstaben des Namens der Gründerin zusammen. Ihr An-

gebot umfasst nachhaltig hergestellte Produkte, denn sie fertigt ihre Designerstücke 

aus Kork und Kunststofffilz. Dieser wird aus alten Plastikflaschen gewonnen. Die Fla-

schen werden geschreddert und erhitzt, sodass Fäden entstehen, aus denen anschlie-

ßend u.a. Handtaschen entstehen. Kunststofffilz ist laut eigener Aussage der Designe-

rin sehr weich - ähnlich Kuscheldecken, die auch oftmals aus Plastik bestehen – und 

benötigen zudem weniger Material, weil es stabiler ist.91 Durch die Verwendung dieses 
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ungewöhnlichen Materials hebt sie sich von anderen Modeläden ab und lockt durch ihr 

Image Kundschaft an. 

Alle drei o.g. Beispiele haben sich ganz ohne Verpflichtung entschieden, nachhaltige 

und innovative Produkte zu entwickeln. Grund hierfür ist das Bewusstsein, dass eine 

Trendwende ansteht. Sie wollen ihren Beitrag dazu leisten und sich gleichzeitig von 

anderen Anbietern unterscheiden. Durch ein nachhaltiges Image locken sie umweltbe-

wusste Kunden an und machen sich gleichzeitig für einen bewussteren und nachhalti-

geren Konsum stark. 

3.3.2.3 Staatliche Bereitstellung 

Unter der staatlichen Bereitstellung versteht man sowohl die Produktion des Gutes 

durch den Staat selbst als auch die Beauftragung von privaten Unternehmen zur Pro-

duktion. Eine Privatisierung öffentlicher Leistungen ist in den meisten Fällen sinnvoll, 

da private Unternehmen einen Anreiz zur Gewinnerzielung haben und somit in der Re-

gel effizienter und kostengünstiger produzieren als der Staat selbst. Mit anderen Wor-

ten: Die Beauftragung privater Unternehmen ist dann erforderlich, wenn die Gefahr 

besteht, dass eine staatliche Produktion statisch ineffizient arbeitet und somit nicht die 

kostengünstigere Alternative darstellt. 

Die Bürokratie hat zudem oftmals kein Interesse nach Ausschlusstechniken zu suchen, 

da sie dadurch an Einfluss verliert. Denn durch die Verwendung von Ausschlusstechni-

ken reguliert wieder der Markt die Zuordnung beschränkter Ressourcen auf potenzielle 

Verwender. Es besteht kein Anreiz bei staatlicher Bereitstellung effizient zu arbeiten. 

Die dynamische Effizienz ist aus diesem Grund als schlecht einzuschätzen.92 

Es gibt drei mögliche Gründe, weshalb ein Ausschluss von Personen nicht für sämtli-

che Kosten oder Nutzen eines Gutes möglich ist: 

Zum einen sind das die zu hohen Kosten, die die Durchführung des Ausschlusses mit 

sich bringt, sodass der durch den Ausschluss erhaltene Nutzen geringer als die Kosten 

ist. Zum anderen ist es bei einigen Gütern gewollt, dass es der Allgemeinheit zur Ver-

fügung steht und niemand davon ausgeschlossen ist. Als Beispiel hierfür ist die Schul-

bildung zu nennen. Als dritter Grund besteht die Möglichkeit, dass ein Ausschluss 

technisch nicht möglich ist. Der letztgenannte Grund ist im Regelfall immer möglich. 

Wenn der Ausschluss - aus welchen Gründen auch immer - nicht möglich ist, dann 

wird in der Regel das Gut in zu geringen Mengen bereitgestellt. Grund sind die sozia-

len Grenzkosten des Verursachers, die die Kosten in die Höhe treiben. Mit einem be-

grenzten Budget können damit nur geringe Mengen eines Gutes finanziert werden. 
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Stellt hingegen der Staat die gewünschte Menge des Gutes bereit und finanziert die 

Bereitstellung durch allgemeine Haushaltsmittel, dann muss geklärt werden, was die 

optimale Menge der bereitzustellenden Güter ist und wie hoch die Treffsicherheit des 

Eingriffs ist. Immerhin wird der Markt als Koordinationsmechanismus komplett außen 

vor gelassen. Hinweis auf die optimale Bereitstellungsmenge liefert die Zahlungsbe-

reitschaft der Betroffenen. Allerdings besteht kein Anreiz, seine wahre Zahlungsbereit-

schaft zu offenbaren, wenn man als Trittbrettfahrer die Chance hat, ohne Gegenleis-

tung den vollen Nutzen in Anspruch nehmen zu können. Dennoch ist eine treffsichere 

staatliche Bereitstellung möglich, da die wahren Präferenzen mittels verschiedener 

Methoden annähernd ermittelt werden kann. Als Methoden kommen u.a. die Auf-

wandsmethode, die Marktpreismethode und die Zahlungsbereitschaftsanalyse in Be-

tracht. Diese Methoden werden aber im Rahmen dieser Arbeit nicht näher betrachtet. 

Des Weiteren ist die Preisbildung für ein staatlich bereitgestelltes Gut problematisch. 

Optimalerweise entsprechen die Preise den Grenzkosten. Da jedoch kein Ausschluss 

von der Nutzung des Gutes möglich ist, kann das Gut auch über Steuern – also unab-

hängig vom Umfang der tatsächlichen Nutzung – finanziert werden. Das ist vor allem 

dann unproblematisch, wenn durch einen zusätzlichen Nutzer keine weiteren Kosten 

verursacht werden. Verursacht aber ein zusätzlicher Nutzer weitere Kosten, sodass die 

Grenzkosten steigen, dann wäre ein Preisaufschlag sinnvoll.93  

Ein Blick in unsere Nachbarländer zeigt, dass alle Länder mit demselben Problem der 

Vermüllung durch Kunststoffabfälle zu kämpfen haben. Dabei gehen sie zum Teil gänz-

lich andere Wege als Deutschland. Einen Aspekt stellt die unmittelbare Nähe zum 

Meer dar.  

Die Niederlande war Anfang des Jahres 2019 im Januar 2019 von einer Havarie in der 

Nordsee betroffen, bei der mehr als 270 Container aufgrund eines Sturmes über Bord 

eines der weltweit größten Containerschiffe gingen. Dieses Schiff hatte neben Ge-

brauchsgegenständen auch Gefahrengut geladen, wie beispielsweise Peroxide, die bei 

großer Hitze explodieren. Da die Container mit der Zeit mit Wasser volllaufen, mussten 

die Container schnell, bevor sie untergehen, geborgen werden. Zum Sammeln des 

angespülten Strandguts und der Bergung der Container wurde die niederländische 

Armee einbezogen. In Deutschland hingegen wurde eine Fachfirma - ein Bergungsun-

ternehmen - mit dem Einsammeln von Müll an den Stränden beauftragt. Wichtig zu 

wissen ist, dass es in Deutschland verboten ist, Strandgut mitzunehmen.94 Wer es 

dennoch tut, macht sich der Fundunterschlagung strafbar gemäß §§ 965 ff. BGB i.V.m. 

§§ 246 Abs. 1, 12 Abs. 2 StGB. 
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3.3.2.4 Fusion von Betroffenen und Beteiligten 

Würden sich alle Betroffenen (Geschädigte) und alle Beteiligten (Schädiger) zu einer 

Wirtschaftseinheit zusammenschließen, dann bestünden Anreize zu einer effizienten 

Zuordnung beschränkter Ressourcen zu potenziellen Verwendern. Hinderlich bei Fusi-

onen sind folgende Aspekte: 

Es sind kaum Fälle denkbar, bei denen Schädiger und Geschädigter zusammenarbei-

ten können. 

Zusammenschlüsse führen zu Marktmacht, welche Potenzial für Ausbeutung bereit hält 

und damit den positiven Wohlfahrtseffekten entgegensteht.  

Außerdem verursachen Zusammenschlüsse erhebliche Kosten. Unter anderem fallen 

für die Verhandlungen, die vor der Fusion stattfinden müssen, Kosten an. Vor allem da 

alle Beteiligten einbezogen werden müssen, was gegebenenfalls zu einer großen An-

zahl von Verhandlungspartnern führt. Wobei fraglich ist, inwieweit man tatsächlich alle 

Schädiger identifizieren kann.95 

Durch eine Verpflichtung zu einer Mitgliedschaft in einer Vereinigung kann das Tritt-

brettfahrer-Verhalten verhindert werden. Zur Finanzierung werden nur die Mitglieder 

herangezogen. Diese wiederum sind an der Bereitstellung des Gutes interessiert, wenn 

sie freiwillig Mitglied geworden sind. Außerdem entsprechen die angeboten Kollektiv-

güter verstärkt den Präferenzen der Nutznießer. Denn die Mitglieder können entschei-

den, in welcher Menge das Gut bereitgestellt werden soll und wie viel es kostet. Denn 

die Verwendung der Einnahmen ist in diesem kleineren Rahmen leichter zu kontrollie-

ren. Durch diese Variante der Bereitstellung können statische Effizienz, dynamische 

Effizienz und Treffsicherheit besser erreicht werden als bei der staatlichen Bereitstel-

lung.96 

Die Vermüllung der Erde ist kein lokales Problem. Auch weltweit wurden Projekte ge-

startet. Eines, das hier genannt werden sollte, ist die „Allianz gegen Plastikmüll in der 

Umwelt“. Erwähnenswert ist dieser freiwillige Zusammenschluss aus 29 Unternehmen 

und Organisationen deshalb, weil sich hier Hersteller von Verpackungen zusammenge-

tan haben. Neben Chemiefirmen wie BASF und Dow sind folgend Genannte Mitglieder 

der Allianz: 
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Tab. 3.3-2 Einige Mitglieder der "Allianz gegen Plastikmüll in der Umwelt"97 

Art des Unter-
nehmens 

Name des Unter-
nehmens 

(Haupt)Sitz Geschäftsfelder 

Konsumgüter- 

hersteller 

Henkel Düsseldorf, 
BRD 

Klebstoff-Technologie, Schön-
heitspflege-, Wasch- und Reini-
gungsmittel 

Procter & 
Gamble 

Cincinnati, 
USA 

Wasch- und Reinigungsmittel 

Öl-Firmen Shell London, GB Mineralöl, Erdgas 

Exxon Irving, Texas, 
USA 

Mineralöl 

Fernöstliche 

Hersteller 

Mitsubishi Che-
mical 

Tokio, Japan Mineralöl 

Formosa Plastics Taipeh, Tai-
wan 

Kunststoffe (PVC, PP, PE) 

 

All diese Unternehmen haben gemein, dass sie Plastik herstellen, zu Endprodukten 

verarbeiten und sich um deren Entsorgung kümmern. Es scheint ein Widerspruch in 

sich zu sein, da diejenigen, die am Plastik verdienen, sich um eine Reduktion von Plas-

tik bemühen. Doch wenn man sich die Zahlen verdeutliche, dann wird klar, dass es ein 

Umdenken geben muss. Der gedankenlose Einsatz von Einwegplastik hat dazu ge-

führt, dass schätzungsweise 6,3 Mrd. Tonnen Plastikmüll weltweit in den vergangenen 

Jahrzehnten angefallen sind. Nur ein Bruchteil nämlich 1,3 Mrd. Tonnen wurden recy-

celt oder verbrannt. Von den verbleibenden 5 Mrd. Tonnen ist wohl ein Großteil im 

Meer gelandet. Ein kleiner Teil verrottet auf Mülldeponien.98 Inzwischen weiß man, 

dass zehn der schmutzigsten Flüsse in Asien und Afrika liegen. Diese allein sollen 

nach Schätzungen für 90 % des Plastikmülls verantwortlich sein, indem durch sie das 

Plastik ins offene Meer gespült wird.99 

Da acht dieser zehn Flüsse in Asien liegen, will die Allianz hier ihr Augenmerk darauf 

legen. Des Weiterem will die Allianz das Problem von mehreren Seiten angehen. Ne-

ben Investitionen in junge Unternehmen, die Ideen zur Plastikvermeidung haben, sol-

len Menschen weltweit aufgeklärt werden, neue Möglichkeiten zur Wiederverwertung 

sollen geschaffen werden. Außerdem soll zum Sammeln und Aufräumen von Plastik 

angeregt werden. Die Allianz möchte direkt vor Ort ansetzen, um etwas zu bewirken. 
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Natürliche wollen die Mitglieder der Allianz weiterhin ihre Produkte verkaufen und damit 

Gewinne erzielen. Das führt zur Produktion von neuem Plastikmüll, auch wenn anteilig 

recyceltes Material zum Einsatz kommt. Der Wunsch der Umweltorganisation „World 

Wide Fund For Nature“ (WWF) ist es deshalb, dass Produkte zukünftig nur noch aus 

recyceltem Kunststoff hergestellt wird, wobei diese Geräte so gebaut werden, dass sie 

lange genutzt werden können, dass alle Materialien vollständig wiederverwertet wer-

den können und dass sich die Unternehmen bei der Bekämpfung des Plastikmülls aktiv 

beteiligen, da der WWF diese als Mitverursacher des Problems ansieht. An der Vorge-

hensweise der Allianz wird vor allem kritisiert, dass sie sich keine verbindlichen Ziele 

gesetzt hat, deren Erreichung man nachprüfen kann. Eine Messbarkeit der Zielerrei-

chung ist damit nicht gegeben. Ein Aspekt der bisher immer viel zu kurz kam, ist der, 

dass Plastik nach der Benutzung nicht nur Abfall ist, sondern auch einen Wert besitzt, 

der zukünftig besser genutzt werden sollte.100 

Auch Kaufland macht sich im Rahmen der 360°-Strategie der Schwarz Gruppe für die 

Erarbeitung von Lösungen auf internationaler Ebene stark. Die Schwarzgruppe ist der 

größte Handelskonzern in Europa. Der Hauptsitz befindet sich in Neckarsulm. Zum 

Konzern gehören Kaufland und LIDL.101 Ähnlich der o.g. Allianz soll das Problem von 

mehreren Seiten angegangen werden. Zu den Handlungsfeldern zählen neben der 

Vermeidung von Plastikmüll, ein verbessertes Design von Verpackungen sowie dessen 

Recycling. Des Weiteren werden die Beseitigung des Plastikmülls, innovative Projekts- 

und Recyclingtechniken und die Aufklärung aller Beteiligten eine wichtige Rolle spie-

len.102 

Eine weitere Methode, bei der sich Vertreiber und Konsumenten gemeinsam im Kampf 

gegen Plastikmüll unterstützen können, ist folgendes Projekt: In 25 Städten in ganz 

Deutschland nehmen bisher 2.000 Anbieter den Kampf gegen Einwegbecher auf. Die 

Kampagne „Recycling2go“ etabliert seit 2016 deutschlandweit ein Mehrweg-

Pfandsystem. Grund hierfür ist der geschätzte Verbrauch von 300.000 Einwegbechern 

pro Stunde in Deutschland. Bei der Herstellung einer solch großen Anzahl werden ca. 

1,5 Mrd. Liter Wasser verbraucht und es entstehen 11.000 Tonnen CO2. 

Der Trend „to-go“ soll eine neue Wendung nehmen. In allen teilnehmenden Läden 

werden Becher, welche aus Polypropylen bestehen, für einen 1-EUR-Pfand verkauft. 

Bei Kauf eines Heißgetränkes erhält man Rabatt. Die Becher bestehen zwar auch aus 

Plastik, aber sie können bis zu 500 Mal verwendet werden. Nach Benutzung kann man 

sie entweder selbst auswaschen und beim nächsten Kauf mitbringen oder man gibt sie 
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in (irgendeinem) teilnehmenden Geschäft ab, wo sie aufgewaschen werden und dem 

nächsten Kunden zur Verfügung stehen. Bei Rückgabe erhält man den Pfand i.H.v. 

1,00 EUR zurück. Um das Projekt attraktiver zu machen, sind die Mehrweg-Becher in 

verschiedenen Ausführungen erhältlich – unter anderem mit den jeweiligen Skylines 

der entsprechenden Stadt. Das Start-up „Recup“, welches das Projekt ins Leben geru-

fen hat, hofft darauf, dass weitere Läden und Städte mitmachen, damit das Netz des 

Mehrweg-Pfandsystem beständig wächst und noch intensiver genutzt werden kann. 

Jedes Geschäft, das ein Teil dieses Systems werden will, zahlt 30,00 EUR monatlich. 

Außerdem müssen die Kosten der Reinigung der Becher selbst getragen werden. 

Dennoch bringt es auch für die Geschäfte Vorteile. Es fällt der regelmäßige Kauf von 

Pappbechern weg, neue Kunden werden angelockt und Kunden werden gebunden. 

Leipzig unterstützt die Kampagne u.a., indem sie Öffentlichkeitsarbeit betreibt. Außer-

dem müssen gemäß § 4 Abs. 5 i.V.m. § 19 Abs. 1 Nr. 10 Polizeiverordnung der Stadt 

Leipzig Geschäfte, die Einwegbecher verkaufen, auf eigene Kosten Abfallbehälter auf-

stellen, diese rechtzeitig entleeren und für Ordnung vor ihrem Geschäft in einem Um-

kreis von 50 Meter sorgen.103 

Unabhängig von der Kampagne „Recycling2go“ verkaufen Mensen und Cafeterien 

Mehrweg-Becher häufig aus Bambus an ihre Kunden. Diese erhalten für das Verwen-

den des Bambus-Bechers Rabatte auf ihre Heißgetränke. Solche Angebote bieten u.a. 

die Mensa der Hochschule Meißen sowie die Mensen des Studentenwerks Dresden 

an. Für die Benutzung der Mensa-Cups des Studentenwerks sparen Kunden 0,40 EUR 

je Heißgetränk.104 

3.3.2.5 Gebote und Verboten 

Mittels Verboten können unerwünschte Verhaltensweisen unterbunden werden. Gebo-

te hingegen erzwingen erwünschtes Verhalten. Hier stellt sich die Frage, in welcher 

Intensität ein Eingriff zu erfolgen hat. Dabei ist ein vollständiges Unterbinden der Schä-

digung nicht notwendig. Meistens werden das technisch Machbare sowie das wirt-

schaftlich Vertretbare gefordert. Um eine optimale Vorgabe zu regeln, bedarf es 

Kenntnis über den Umfang des Optimums sowie der Realisierbarkeit des Optimums. 

Die Treffsicherheit von Verboten und Geboten ist sehr gut, wenn deren Einhaltung 

konsequent überprüft wird und bei Nichteinhaltung Sanktionen verhängt werden. 

Statistisch effizient wäre eine Vermeidung des Schadens dort, wo es am kostengüns-

tigsten möglich ist. Allerdings müssten dann die Vermeidungskosten, da diese vonei-

nander abweichen, je Schädiger einzeln erfasst werden.  
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Hinsichtlich der dynamischen Effizienz besteht nur ein geringer Anreiz die Schädigung 

zu beseitigen, da eine Schädigung erlaubt ist, solange der Schädiger die Vorschrift 

einhält. Das Erheben von Steuern wird aus diesem Grund als eine effizientere Variante 

der Internalisierung angesehen.105 Siehe dazu Kapitel 3.3.2.6. 

Nach Art. 4 Abs. 1a Unterabsatz 4 Ziffer b) der Richtlinie 2015/720/EU dürfen EU-weit 

ab dem 01.01.2019 keine Plastikbeutel unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden. 

Nach Art. 288 Abs. 3 AEUV sind vom Parlament erlassene Richtlinien in nationales 

Recht umzusetzen. Die europarechtlichen Zielvorgaben, welche in der Richtlinie 

94/62/EG geregelt sind, sollen durch das Verpackungsgesetz sichergestellt werden.106 

Das Verpackungsgesetz, welches im Juli 2017 beschlossen wurde und am 01.01.2019 

in Kraft trat, schreibt eine steigende Recyclingquote vor.107 Die Verwertungsquote für 

Kunststoff wird von 60 % auf 90% angehoben.108 In der folgenden Tabelle sind neben 

Kunststoff noch weitere Materialien aufgeführt, aus denen Verpackungen bestehen 

können. Mit Inkrafttreten des Verpackungsgesetzes gelten erhöhte Recyclingquoten, 

welche nach drei Jahren ein weiteres Mal angehoben werden. 

Tab. 3.3-3 Recyclingquoten verschiedener Materialien laut Verpackungsgesetz109 

Material der Verpackung ab 

01.01.2019 

ab 

01.01.2022 

Fundstelle im Ver-

packsG 

Glas 80 % 90 % § 16 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 

Papier, Pappe, Karton 85 % 90 % § 16 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 

Eisenmetalle 80 % 90 % § 16 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 

Aluminium 80 % 90 % § 16 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 

Getränkekartonverpackungen 75 % 80 % § 16 Abs. 2 S. 1 Nr. 5 

sonst. Verbundverpackungen (ohne 

Getränkekartonverpackungen) 

55 % 70 % § 16 Abs. 2 S. 1 Nr. 6 

Kunststoffe 90 % / § 16 Abs. 2 S. 2  

 

Zudem sollen Verpackungen zukünftig besser erfasst werden. Aus diesem Grund wird 

eine zentrale Stelle eingerichtet, bei der sich alle Hersteller von systembeteiligungs-

pflichtigen Verpackungen (§ 3 Abs. 8 VerpackG) zu registrieren haben. 
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Eine Möglichkeit der Internalisierung stellt das Erheben von Gebühren dar. Ziel ist es, 

die Hersteller an den Entsorgungskosten zu beteiligen. Genaueres zur Internalisierung 

mittels Gebühren siehe Kapitel 3.3.2.6. 

Für den Vertrieb von Verpackungen zahlen seit 1991 Unternehmen Lizenz-Gebühren. 

Aufgrund von mangelnder Transparenz und fehlender Erfassung aller Hersteller und 

Vertreiber zahlten nicht alle die erforderliche Gebühr. Durch die Einführung eines zent-

ralen Registers, in welches sich bis Ende 2018 alle Herstelle und Vertreiber eingetra-

gen haben sollten, werden nun von allen Lizenz-Gebühren erhoben. Das Recycling 

wird ab 2019 durch die „Zentrale Stelle Verpackungsregister“, eine Stiftung des bürger-

lichen Rechts kontrolliert (§ 24 Abs. 1 VerpackG). Der Verbraucher zahlt indirekt diese 

Gebühr. Im Schnitt kostet ihn das jährlich 12,50 EUR. Für diejenigen, die sich nicht 

registrieren lassen, denen droht ein Vertriebsverbot sowie ein Bußgeld. Das Bußgeld 

kann bis zu 100.000 EUR betragen (§ 34 Abs. 1 Nr. 7, Abs. 2 Alt. 2 VerpackG). Das 

Register ist online und öffentlich einsehbar.110 

Gemäß § 9 VerpackG sind folgende Angaben über die registrierten Herstelle zu veröf-

fentlichen: 

 Registriernummer 

 Registrierdatum 

 Name, Anschrift, Kontaktdaten 

 Markennamen 

Als erstes Land in Europa verbot Italien im Januar 2011 herkömmliche Kunststofftüten. 

Nur Tragebeutel aus biologisch abbaubaren Materialien sind noch erlaubt.111  

Seit 01.01.2019 sind auch in der Türkei Plastiktüten kostenpflichtig. Sowohl Super-

märkte als auch Einzelhändler haben sich an das Verbot zu halten. Wer Tüten unent-

geltliche zur Verfügung stellt, zahlt Strafe. Damit passt sich die Türkei der Richtlinie 

2015/720/EU an und dient der Reduktion der Umweltverschmutzung.112 

3.3.2.6 Steuern oder andere Abgaben 

Wie bereits erwähnt, gibt es die Möglichkeit, die Hersteller mittels Gebühren an den 

Entsorgungskosten zu beteiligen. Weitere Möglichkeiten stellen das Erheben von 

Steuern oder Subventionen dar. Steuern werden üblicherweise ohne konkrete Gegen-

leistung erhoben. Sie fließen den allgemeinen Haushaltsmitteln zu. Bei der o.g. Lizenz-
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Gebühr hingegen besteht eine konkrete Zweckbindung, deshalb handelt es sich um 

eine Abgabe, genauer gesagt eine Gebühr, wie es der Begriff bereits sagt.113 

Sowohl Steuern als auch Abgaben wirken sich allerdings gleich aus, sodass ich im 

Folgenden nur noch von den Gebühren schreiben werde. 

Zur Erklärung der Wirkung von Gebühren wird der Preis-Standard-Ansatz verwendet. 

Ein weiterer Erklärungsansatz wäre die Pigou-Lösung.114 Da bei diesem ein gesamtge-

sellschaftliches Allokationsoptimum ermittelt werden muss und sich das in der Regel 

schwierig gestaltet, werde ich mich auf die Betrachtung des Preis-Standard-Ansatzes 

beschränken. Dieser Ansatz ist vor allem deshalb von Vorteil, weil er effizient negative 

externe Effekte reduziert und Anreize zur Entwicklung von Schadensvermeidungstech-

niken setzt. 

Als Bemessungsgrundlage für negative externe Effekte kann u.a. das Maß der physi-

schen Schädigung genommen werden. Je Schadstoffeinheit muss eine Gebühr gezahlt 

werden. Im Fall der Lizenz-Gebühren wird anhand der in den Verkehr gebrachten 

Menge an Verpackungen die Gebühr berechnet. Mit anderen Worten: Je weniger Men-

gen an negativen externen Effekten verursacht werden, desto weniger muss der Schä-

diger zahlen. Will der Schädiger also gar keine bzw. nur wenig Gebühren zahlen, dann 

muss er die Schädigung komplett unterbinden oder zumindest verringern. Ziel dieser 

Gebühr ist es, den Schädiger zwischen der Zahlung der Gebühr und der Vermeidung 

der negativen externen Effekte wählen zu lassen.115 

Aus ökonomisch-rationaler Sicht sind diejenigen Schadstoffeinheiten zu vermeiden, für 

die die „Grenzvermeidungskosten geringer sind als der [Gebühren]satz“.116 Im Um-

kehrschluss bedeutet es, dass der Schädiger negative externe Effekte verursacht und 

Steuern zahlt, solange die Gebühren geringer sind als die Grenzvermeidungskosten. 

Je nach Höhe des Gebührensatzes liegt die optimale Schadstoffmenge im Schnittpunkt 

zwischen Grenzvermeidungskosten-Kurve und der Gerade des Gebührensatzes. Bei 

einer Erhöhung des Gebührensatzes ist es sinnvoll, die negativen externen Effekte zu 

verringern. Wenn hingegen der Gebührensatz verringert wird, kann der Schädiger die 

Vermeidung der Schadstoffeinheiten verringern. Die statische Effizienz ist durch die 

Erhebung der Gebühr im Normalfall gegeben.117 

Aber im Falle der Lizenz-Gebühren für das Inverkehrbringen von Verpackungen wer-

den weiterhin zu große Mengen produziert und in Verkehr gebracht. Die durch die Li-

zenz-Gebühr entstandenen Kosten werden auf den Verbraucher umgelegt. Den Ver-
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braucher kostet es jährlich ca. 12,50 EUR. Der Verpackungsanfall wächst weiter. Posi-

tiv hingegen ist, dass alle Hersteller und Vertreiber beteiligt werden.118 

Es war eine Zeit lang eine Plastiksteuer im Gespräch. Ob diese Steuer als zusätzliche 

Einnahmequelle für den EU-Haushalt geeignet ist, prüft die Kommission bis Mai 

2020.119 Allerdings ist bereits bekannt, dass die EU-Kommission anstatt der Plastik-

steuer eher eine Zwangsabgabe favorisiert, die die Mitgliedstaaten auf wiederverwerte-

ten Plastikmüll zu zahlen haben.120 

3.3.2.7 Verhandlungen 

Sollte der Verursacher eines externen Effektes tatsächlich eindeutig identifiziert worden 

sein, dann sind Verhandlungen - ganz ohne staatliche Eingriffe - möglich. Aufgrund der 

Verhandlungen und weil jeder Verhandlungspartner den eigenen Nutzen so weit wie 

möglich steigern will, können negative externe Effekte mit guter Treffsicherheit und 

guter statischer Effizienz angegangen werden. Die dynamische Effizienz hingegen ist 

von diesen zwei Gegebenheiten abhängig. Der Vertrag muss konkret genug ausgestal-

tet sein, um Anreize zu setzen, innovative Technologien zu entwickeln, die geringe 

Vermeidungskosten beinhaltet. 

Bei der Betrachtung von Verhandlungen unterscheidet man zwei Arten von Verhand-

lungen. Zum einen kann die Schädigung erlaubt sein und der Schädiger muss nicht für 

den Schaden haften. Bei der zweiten Variante ist eine Schädigung verboten, weshalb 

diese zu unterlassen ist.121 

Bei der ersten Fallkonstellation darf der Schädiger ohne Einschränkungen soziale Zu-

satzkosten verursachen. Eine Verminderung der Schädigung wird er deshalb nur in 

Betracht ziehen, wenn er dafür eine Kompensationszahlung erhält. Der Anreiz zur Auf-

nahme von Verhandlungen besteht durch folgende Überlegungen: 

Eine Reduktion der negativen externen Effekte ist am Anfang in großem Maße mit ge-

ringen Vermeidungskosten möglich. Je mehr Effekte vermieden werden sollen, desto 

größer werden die Vermeidungskosten. Denn eine komplette Vermeidung der externen 

Effekte ist nur schwer und mit sehr großem Aufwand möglich. 

Solange der Schadensumfang, der vermieden werden könnte, größer ist als die Ver-

meidungskosten, hat der Geschädigte ein Interesse, Verhandlungen aufzunehmen. Er 

zahlt einen Betrag an den Schädiger, der größer als die Vermeidungskosten ist, damit 

dieser die Schädigung reduziert. Für den Schädiger hat das einen positiven Nettonut-
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zen, denn er bekommt mehr Geld, als er für die Schadensvermeidung benötigt. Damit 

liegt es auch im Interesse des Schädigers, mit dem Geschädigten zu verhandeln. Op-

timalerweise verhandeln Geschädigter und Schädiger solange miteinander bis der Nut-

zen aus der Schadensreduktion den Kosten für die verbliebenen Schadenseinheiten 

entspricht. 

Damit bedeutet die erste Fallkonstellation schlussendlich: 

Der Schädiger steigert seinen Nutzen durch die Verhandlung mit dem Geschädigten. 

Der Nutzen ergibt sich durch den Erhalt der Entschädigungssumme abzüglich der 

Vermeidungskosten.  

Der Geschädigte steigert seinen Nutzen durch die Verhandlung mit dem Schädiger. 

Der Nutzen ergibt sich durch die Verminderung des Schadens abzüglich der gezahlten 

Entschädigungssumme. 

Damit steigt der Nutzen beider Verhandlungspartner und es bedeutet einen gesamtge-

sellschaftlicher Wohlfahrtsgewinn. 

Die zweite Fallkonstellation geht davon aus, dass die Erzeugung externer Effekte 

grundsätzlich verboten ist. Da die Vermeidung des Schadens teurer wird, je weiter man 

sich der Schadstoffmenge Null nähert, besteht ein Anreiz, mit dem Geschädigte zu 

verhandeln. Für das Erdulden der Schädigung verlangt der Geschädigte eine Kompen-

sationszahlung. Der Geschädigte stimmt dem Kauf nur zu, wenn der Schädiger einen 

Transferbetrag bezahlt, der mindestens so hoch ist, dass der entstandene Schaden 

davon abgedeckt ist. Der Anreiz zur Verhandlung besteht, solange die Schadensver-

meidungskosten den vereinbarten Transferbetrag überschreiten, denn so spart der 

Schädiger Geld für die Vermeidung von Schädigungen ein. 

Damit bedeutet die zweite Fallkonstellation schlussendlich: 

Der Schädiger steigert seinen Nutzen durch Verhandeln mit dem Geschädigten. Der 

Nutzen ergibt sich durch nicht angefallene Vermeidungskosten abzüglich des Trans-

ferbetrages. 

Der Geschädigte steigert seinen Nutzen durch Verhandeln mit dem Schädiger. Der 

Nutzen ergibt sich durch den Erhalt des Transferbetrages abzüglich des Ausmaßes der 

Schädigung. 

Damit steigt der Nutzen beider Verhandlungspartner und es bedeutet einen gesamtge-

sellschaftlicher Wohlfahrtsgewinn.122 
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In beiden Fällen stellt sich das optimale Ausmaß der Schädigung ein. Allerdings gibt es 

wesentliche Unterschiede in der Aufteilung des gesamtgesellschaftlichen Wohlfahrts-

gewinnes. Die statistische Effizienz ergibt sich dadurch, dass individuell für jede Situa-

tion verhandelt wird bis das Optimum erreicht ist. 

Bundesumweltministerin Svenja Schulze stellte am 26.11.2018 ihren 5-Punkte-Plan 

vor. Ihr Ziel ist es, eine Trendwende zu erreichen. Der Plan von Schulze umfasst das 

Aufstellen von Trinkwasserspendern an öffentlichen Orten, damit keine Plastikflaschen 

gekauft werden müssen sondern wiederverwendbare Trinkgefäße befüllt werden kön-

nen. Des Weiteren sollen unnötige Verpackungen aus den Läden verschwinden, Pro-

dukte sollen besser reparierbar und recycelbar sein sowie generell eine längere Le-

bensdauer aufweisen. Um dies zu erreichen, will die Bundesumweltministerin mit Han-

delsketten, Herstellern sowie Umwelt- und Verbraucherverbänden am „runden Tisch“ 

zusammenkommen. Ziel sind freiwillige Vereinbarungen, um den Anfall von Verpa-

ckungen zu minimieren.123 Vor allem kritisiert werden am Plan von Schulze die fehlen-

den neuartigen Ideen sowie verbindliche Vorgaben.124 

Ein weiteres Problem, bei dem Verhandlungen notwendig sind: Gefahrengut-Container. 

Immer wieder geht Fracht aufgrund von Sturm und hohen Wellen bei Containerschiffen 

über Bord. Darunter sind zum Teil auch Container mit Gefahrengut. Die Umweltorgani-

sation Greenpeace fordert dazu auf, dass solche Container mit Peilsendern versehen 

werden, um die Container schnellst möglich aus dem Wasser bergen zu können. Vor 

allem untergegangene Fracht soll so schneller gefunden werden.125 Außerdem be-

schloss Niedersachsen am 05.02.2019 eine „Bundesratsinitiative zum Transport von 

gefahrengut auf Großcontainerschiffen“. Ziel dieser Initiative sind besser gesicherte 

und mit Peilsendern ausgestattete Gefahrgut-Container.126 

3.3.2.8 Handelbare Schädigungsrechte 

Wer also eine Schädigung im tolerierten Umfang vornehmen will, benötigt ein Schädi-

gungsrecht, welches der Staat vorher festgelegt hat. Tritt ein Entscheidungsträger 

(zum Beispiel der Staat) als Vertreter der Geschädigten auf, dann legt er fest, welcher 

Umfang der Schädigung tolerierbar ist. In einem gewissen Umfang sind demnach 

Schädigungen erlaubt. 

Das Besondere an diesen Schädigungsrechten ist, dass sie übertragen werden können 

bzw. dass man mit ihnen handeln kann. Aufgrund von Angebot und Nachfrage entsteht 

ein Gleichgewicht, welches den Kurs bestimmt, der sich für die Zertifikate ergibt. Je 
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stärker ein Zertifikat nachgefragt wird, desto höher der Kurs. Das Prinzip besteht in den 

Grenzkosten, die beständig steigen, je stärker sich die Schadensvermeidung der voll-

ständigen Vermeidung negativer Externalitäten annähert.127 

Unter dem Aspekt der statistischen Effizienz, bei der möglichst wenig Kosten zur Ziel-

erreichung anfallen sollen, ist der Erwerb eines Schädigungsrechtes nur dann sinnvoll, 

solange die Grenzkosten der Schadensvermeidung größer als der Zertifikatskurs sind. 

Denn dann überlege man sich, ob ein Zertifikat gekauft werden sollte und damit weiter 

negative externe Effekte verursacht werden können oder ob man Geld investiert, um 

die negativen Externalitäten zu unterbinden. Man wägt die Kosten gegeneinander ab. 

Der Anreiz zur Reduktion der negativen Externalitäten besteht durch die Möglichkeit, 

ein Zertifikat weiterzuverkaufen. Denn wird in innovative Technologien investiert, die 

negative externe Effekte unterbinden, dann muss nicht weiterhin Geld für ein Zertifikat 

ausgegeben werden. Stattdessen kann es weiterverkauft werden. Optimalerweise re-

gelt der Markt damit, dass kaum negative externe Effekte auftreten, da es für alle 

Schädiger auf lange Sicht am kostengünstigsten ist, keine zu verursachen. Durch den 

Erwerb spart der Schädiger Kosten ein, die er ansonsten hätte, um negative externe 

Effekte zu vermeiden. Voraussetzung ist damit, dass eine hohe Nachfrage nach den 

Zertifikaten besteht. Werden neue Techniken auf den Markt gebracht, die kostengüns-

tiger zur Vermeidung der Externalität führt, sodass der Zertifikatskurs oberhalb der 

Vermeidungskosten liegen, dann sinkt die Nachfrage nach den Zertifikaten und es be-

steht kein Anreiz zum Kauf und Weiterverkauf. Der Markt für die Zertifikate bricht zu-

sammen. Allerdings passen sich die Kosten an veränderte Rahmenbedingungen an, 

sodass eine geringe Schwankung der Anzahl der Schädiger kein Problem darstellt. Die 

Treffsicherheit wiederum ist gut, da die Zertifikate die zulässige Menge der externen 

Effekte festlegen. Soll dennoch lenkend eingegriffen werden, dann können Zertifikate 

zeitlich befristet, vom Herausgeber zurückgekauft oder weitere Zertifikate ausgegeben 

werden. Vor allem knappe Ressourcen könnten so unter privaten Haushalten und Un-

ternehmen aufgeteilt werden.128 

In Deutschland schienen handelbare Schädigungsrechte vor allem im Zusammenhang 

mit Emissionen wie CO2 oder Ozon aufzutreten. 2005 wurde der „europäische Emissi-

onshandel zur internationalen Verminderung von Treibhausgasen“ eingeführt.129 Eine 

Zeit lang waren auch Abfall-Zertifikate oder Abfüll-Zertifikate für Einwegflaschen im 

Gespräch. Bisher sind diese allerdings noch nicht zur Anwendung gekommen.130
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4 Ergebnisse 

Wie sicherlich deutlich geworden ist, handelt es sich bei Plastikmüll mittlerweile um ein 

weltweites Problem, welches nicht durch Einzelne allein gelöst werden kann. Stattdes-

sen müssen alle Akteure zusammenarbeiten und vielseitige an die Problemlösung her-

angehen. 

Es handelt sich bei der Vermüllung der Weltmeere durch Plastikmüll um Marktversa-

gen. Gründe hierfür sind sowohl das Vorhandensein asymmetrischer Informationen, 

die verhindern, dass sich ein Marktgleichgewicht einstellen kann als auch das Auftreten 

externer Effekte, sodass Nutzen und Kosten nicht vollständig erfasst werden können 

und damit Nutzen und Kosten auseinanderfallen. 

Zu den vorhandenen Arten von Informationsasymmetrien zählen neben verborgenen 

Informationen, verborgenen Eigenschaften, verborgenen Absichten auch die verborge-

nen Handlungen. Um diesen Informationsmängeln entgegen zu wirken, gibt es drei 

Möglichkeiten. Zum einen kann der Uninformierte durch das Nachfragen von Informati-

onen selbst seinen Informationsstand verbessern zum anderen kann der Informierte 

Informationen bewusst an den Uninformierten weitergeben. Die dritte Möglichkeit stellt 

die Interessensharmonisierung dar. Bei dieser Möglichkeit wird ein identisches Zielsys-

tem etabliert, damit die Interessen beider Akteure angeglichen werden. 

Neben den technologischen Externalitäten gibt es pekuniäre und psychologische Ex-

ternalitäten, wobei nur Erstere genauer betrachtet wurden. 

Mittels wirtschaftspolitischer Eingriffsmaßnahmen wurde versucht, dem Marktversagen  

entgegen zu wirken, indem man gegen negative technologische Externalitäten vorgeht 

und damit Fehlallokationen vermeidet. Ziel dieser Eingriffe war die Angleichung des 

tatsächlichen Marktgleichgewichtes an das eines funktionierenden Marktes. 

Zu den Eingriffsmöglichkeiten zählen moralische Appelle, eine staatliche Bereitstellung, 

Verbote und Gebote, eine Internalisierung durch Steuern sowie durch Verhandlungen 

und durch Zertifikate, sogenannte handelbare Schädigungsrechte. 

Die moralischen Appelle schneiden zwar in allen drei Bewertungskriterien schlecht ab, 

aber sie bauen auf Freiwilligkeit auf. Nicht jeder fühlt sich von ihnen angesprochen, 

dennoch können sie Menschen langfristig und ohne Zwang zu nachhaltigerem Handeln 

motivieren. Diese Art der Eingriffsmaßnahme sollte meiner Meinung nach weiter ver-

folgt werden. 

Die staatliche Bereitstellung ist dynamisch effizienter und treffsicherer als moralische 

Appelle, aber es besteht die Gefahr, dass ineffizient und kostenintensiv gehandelt wird. 



 43 

Zudem ist die Ermittlung der optimalen Bereitstellungsmenge schwierig. Diese Art der 

Eingriffsmaßnahme kommt meiner Meinung nach nicht weiter in Betracht. 

Die Fusion von Betroffenen und Beteiligten wird in allen drei Kriterien als positiv einge-

schätzt, denn so kann Trittbrettfahrer-Verhalten unterbunden werden. Außerdem ist 

damit eine Kontrolle der anderen Mitglieder einfacher gewährleistet. Diese Art der Ein-

griffsmaßnahme sollte weiter verfolgt werden. Allerdings sollte darauf geachtet werden, 

dass keine Marktmacht entsteht, die positiven Wohlfahrtseffekten entgegensteht. 

Gebote und Verbote haben die höchste Treffsicherheit, vorausgesetzt deren Einhal-

tung wird streng überwacht. Ihr Erlass ist oft langwierig und sie sollten regelmäßig ak-

tualisiert werden, um sich an veränderte Rahmenbedingungen anzupassen. Diese Art 

der Eingriffsmaßnahme sollte weiter verfolgt werden, aber es sollte darauf geachtet 

werden, dass sie konsequent umgesetzt wird und Anreize zu nachhaltigem Handeln 

gesetzt werden. 

Steuern oder andere Abgaben wie beispielsweise Gebühren haben eine geringe Treff-

sicherheit, da die Steuern so bemessen sein müssen, dass Schädiger bei der Abwä-

gung zwischen der Zahlung der Steuer oder der Zahlung der Grenzvermeidungskos-

ten, sich für letzteres entscheidet, weil es wirtschaftlicher ist. Diese Art der Eingriffs-

maßnahme würde ich trotzdem nicht weiter in Betracht ziehen, da bisherige Ansätze 

gezeigt haben, dass Hersteller von Plastikprodukten ihr Verhalten nicht ändern, son-

dern die angefallenen Kosten auf die Verbraucher umlegen.  

Verhandlungen können ja nach Ausgestaltung des Vertrags großen Erfolg zur Folge 

haben. Da jeder Verhandlungspartner seinen eigenen Nutzen maximieren will, wird ein 

gesamtgesellschaftlicher Nutzen erzielt. Auch hier wird auf Freiwilligkeit gesetzt. Diese 

Art der Eingriffsmaßnahme sollte meiner Meinung nach stärker gefördert werden, in-

dem der Weg zu Verhandlungen erleichtert wird. 

Auch Zertifikate haben große Erfolgsaussichten. Aufgrund der begrenzten Menge an 

handelbaren Schädigungsrechten sind der Kauf, der anschließende Einsatz von inno-

vativen Vermeidungstechniken und der abschließende Verkauf dieser Zertifikate eine 

gute Möglichkeit, Anreize für nachhaltiges, gesamtgesellschaftlich-nutzenbringendes 

Handeln zu schaffen. Diese Art der Eingriffsmöglichkeit sollte zukünftig versucht wer-

den. 

Unabhängig von der Frage, wer tatsächlich für den Plastikmüll im Meer verantwortlich 

ist, wird bewusst, dass weltweit zu viel Plastik produziert und konsumiert wird. Vor al-

lem Hersteller und Vertreiber sind in die Problembewältigung einzubeziehen. Wenn 

weniger und nachhaltiger Verpackungen und andere Produkte aus Plastik hergestellt 
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werden, können Verbraucher zwischen verschiedenen Produktalternativen wählen und 

sich somit bewusst für eine nachhaltigere Lebensweise entscheiden. 

Es wird vermutlich noch einige Jahre dauern, bis die Ziele – geringerer Anfall von Plas-

tikmüll, höhere Rezyklatanteile in Produkten und Verpackungen, Verwendung nachhal-

tiger Rohstoffe, vollständige Recycelbarkeit von Verpackungen, kein (neuer) Müll in 

den Meeren und allgemein in der Natur usw. – in greifbare Nähe rücken. Jeder Schritt 

– egal wie klein er ist – ist ein Schritt in die richtige Richtung. Dennoch müssen alle 

Länder zusammenarbeiten und innovativ denken, um das Problem langfristig zu lösen.
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Kernsätze 

1. Bei der Vermüllung der Weltmeere durch Plastik handelt es sich um Marktversa-

gen. 

2. Gründe für o.g. Marktversagen sind das Vorhandensein von Informationsasymmet-

rien und das Auftreten von externen Effekten. 

3. Als Erzeuger von Abfall werden die Hersteller und Vertreiber von Produkten ange-

sehen. 

4. Es gibt sieben wirtschaftspolitische Eingriffsmaßnahmen, um Marktversagen ent-

gegen zu wirken. 

5. Moralische Appelle sollten weiter verfolgt werden, um eine Trendwende herbeizu-

führen. 

6. Eine staatliche Bereitstellung sollte nicht weiter verfolgt werden aufgrund mangeln-

der Effizienz. 

7. Der Zusammenschluss von Beteiligten und Betroffenen hat sehr große Aussichten 

auf Erfolg und kann Trittbrettfahrerverhalten unterbinden. Aufgrund der hohen Kos-

ten und des möglichen Entstehens von Marktmacht sollte die Art der Eingriffsmaß-

nahme zwar weiter verfolgt werden, aber eher sparsam eingesetzt werden. 

8. Gebote und Verbote sind vorerst unerlässlich, aber führen langfristig aufgrund 

mangelnder dynamischer und statistischer Effizienz nicht zum gewünschten Zu-

stand. Diese Maßnahme sollte daher nur eine Übergangslösung darstellen. 

9. Steuern und andere Abgaben sollten nicht weiter verfolgt werden, da die Auswir-

kungen der Maßnahme sehr wahrscheinlich nicht wie gewünscht ausfallen werden. 

10. Verhandlungen sollten verstärkt unterstützt werden, weil sie auf Freiwilligkeit beru-

hen und für jede Situation individuell das optimale Ausmaß der Schädigung ange-

strebt wird. 

11. Zertifikate kamen bisher nicht zur Anwendung. Aufgrund ihrer großen Erfolgsaus-

sichten sollten sie deshalb zukünftig als Eingriffsmaßnahme verfolgt werden. 
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